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Einführung  

Die LIGA der Freien Wohlfahrtspflege Brandenburg übermittelt mit dieser Handreichung ihren 
Mitgliedern, die Leistungen zur Schulassistenz nach §§ 112, 113 SGB IX sowie nach § 35a SGB VIII 
erbringen, Empfehlungen zur Leistungserbringung bzw. zu wesentlichen Bestandteilen der 
Leistungsvereinbarung, zum Verfahren sowie zu den fachpolitischen Grundsätzen.  

 

Diese Empfehlungen sind teilweise auf die Bereiche Kitaassistenz und Hortassistenz übertragbar. 
(Unterschiede betreffen z. B. die Bedarfserfassung sowie die Vergütung). 

Die Handreichung verwendet den Begriff der Schulassistenz. Es werden bundesweit weitere Begriffe 
wie Schulbegleiter*innen, Inklusionshelfer*innen, Schulhelfer*innen, Integrationsfachkraft genutzt.  

 

*** 

 

Im zweiten Quartal 2025 hat sich eine Expertenrunde aus Führungskräften von Leistungsanbietern der 
Schulassistenz sowie LIGA-Fachreferent*innen zu nachfolgender Handreichung verabredet. Wir 
danken allen Beteiligten für die Offenheit, den konstruktiven Diskurs und wünschen der Handreichung 
eine fachliche Resonanz bei den Verhandlungen und der Umsetzung vor Ort.  

Eine Weiterentwicklung der Handreichung ist geplant.  
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1. Bestandsanalyse: aktuelle Daten und fachpolitische Einordnung  

Der Gesetzgeber hat zu Untersuchungen der jährlichen Einnahmen und Ausgaben bei den Leistungen 
der Eingliederungshilfe nach Art. 25 Absatz 4 BTHG (Finanzuntersuchung) verpflichtet. Die 
entsprechenden Abschlussberichte aus 2024 im Auftrag des Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales als auch die entsprechende Finanzuntersuchung im Land Brandenburg berichten identisch von 
starken Steigerungen bei Leistungsbeziehenden von Teilhabeleistungen der Bildung. 
 
In dieser Leistungsgruppe ist die Zahl der Leistungsbeziehenden um ca. 25 bis 30 % angestiegen. 
Die Bruttoausgaben in diesem Bereich sind von 2018 bis 2023 um rund 950 Mio. Euro bzw. 57,6% auf 
2,6 Mrd. Euro gestiegen. Dieser Anstieg von Beziehenden und Ausgaben ist größtenteils auf die 
Altersgruppe von 7 bis 17 Jahren zurückzuführen und somit auf die Entwicklung der schulischen 
Inklusion, die sich unabhängig vom BTHG vollzieht. Weiterhin entwickeln sich auch die Leistungen im 
Vorschulalter dynamisch, während im Erwachsenenbereich die Zahl der Beziehenden rückläufig ist.  
 

• Im Bereich der Schulassistenz wird die Entwicklung der Kostensätze von den Leistungsträgern mit 
Steigerungsraten von einem gewichteten Mittelwert von 36 % deutlich höher eingeschätzt (18% 
in Bayern und 65% in Sachsen-Anhalt). Die Leistungserbringer geben im Mittel eine Steigerung der 
Vergütungssätze um 22% an. 

• Die schulische Inklusion scheint bundesweit der stärkste Kostengrund für die Fallkostensteigerung 
der Eingliederungshilfe zu sein. Begründet wird dies mit einer verspäteten Umsetzung bzw. 
Auswirkung der Umsetzung der UN-BRK vor Inkrafttreten des BTHG. Die Umsetzung des BTHG 
habe damit nichts zu tun. 

 
Diese Daten sind aufschlussreich.  
Gleichwohl geht das Autor*innenteam dieser Handreichung davon aus, dass die Bedarfe von Kindern 
und Jugendlichen auf Schulassistenz derzeit nicht vollumfänglich bedient werden.  
Die Leistungserbringer haben Anfragenlisten, die mit den vorhandenen Personalressourcen nicht 
erfüllt werden können. 
 

2. Bestandsanalyse der Leistungserbringer in Brandenburg  

2.1 Umfrageergebnisse Schulassistenz SGB IX und SGB VIII Brandenburg  

 
Im Dezember 2025 bis Februar 2026 erfolgte innerhalb der Freien Wohlfahrtspflege eine 
Bestandserhebung von Brandenburger Leistungserbringern zur Schulassistenz. Es haben sich mehr als 
20 Leistungserbringer beteiligt. Wir gehen von aussagekräftigen und dennoch eher beispielhaften 
Daten aus und bedanken uns für die Beteiligung an der Erhebung.  
Im Folgenden werden einige Ergebnisse der Bestandsanalyse aufgeführt, die helfen können, den 
eigenen Dienst einzuordnen und Hinweise auf Verbesserungspotentiale geben können. 
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Ausgewählte Ergebnisse der Bestandsanalyse  

Leistungsberechtigte  

• Leistungsberechtigte nach SGB IX § 112 (Teilhabe an Bildung): 455 Personen 

• Leistungsberechtigte nach SGB IX § 113 (Soziale Teilhabe):   108 Personen 

• Verteilung nach Ort/Schulform: 
o Kita: 18% 
o Regelschule: 34% 
o Förderschule: 48% 

 

• Leistungsberechtigte nach SGB VIII § 35a:    201 Personen 

• Verteilung nach Ort/Schulform: 
o Kita: 7% 
o Regelschule: 81% 
o Förderschule: 12% 

 
Die wöchentlichen Fachleistungsstunden pro Kind variieren stark je nach Landkreis und Träger: 
 

• Minimum: teils ab 1 Stunde  

• Maximum: bis 42,5 Stunden  

• Durchschnittswerte bewegen sich meist zwischen 22,5 und 35 Stunden 

 
Personalstruktur  
Der Anteil an Fachkräften und Nichtfachkräften variiert je Anbieter deutlich. Eine häufige Verteilung 
ist z. B. 44% Fachkräfte vs. 56% Nichtfachkräfte. Es gibt aber auch Beispiele mit 100% Fachkraft oder 
0% Fachkraft. 

 

Stellenumfang SGB IX 

• 1% Minijob 

• 3% unter 20 Stunden 

• 29% unter 30 Stunden 

• 66% unter 38,5 Stunden 

• 0% Vollzeit 

 

Stellenumfang SGB VIII 

• 0% Minijob 

• 2% unter 20 Stunden 

• 28% unter 30 Stunden 

• 62% unter 38,5 Stunden 

• 7% Vollzeit 
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Netto- Bruttoarbeitszeit 

• Nettoarbeitszeit pro Vollkraft (VK):   1.233–1.640 Stunden/Jahr 

• Direkt am Kind (ohne indirekte Zeiten):  1.178–1.544 Stunden/Jahr 

 

Personaleckpunkte in der Vergütungsvereinbarung 

• Krankheitstage: 13 bis 22 Tage pro Jahr 

• Fortbildungstage: 3 bis 5 Tage pro Jahr 

 

Technische Ausstattung 

• Eigene Fahrzeuge gibt es bis auf ein Angebot nicht. 

• In nur wenigen Diensten haben alle Mitarbeitenden ein Diensthandy. 

• Tablets stehen ebenfalls nur in wenigen Diensten für alle zur Verfügung. 

• Bei der Hälfte der Dienste ist die elektronische Dokumentation auch mobil möglich. 

 

Die Anlage 1 enthält eine grafische Darstellung dieser und weiterer Ergebnisse der Bestandserhebung. 

Die Leistungserbringer, die an der Bestandserhebung teilgenommen haben, erhalten weitere und 
differenziertere Auswertungen, die nicht Teil dieser Handreichung sind. 

3. Rechtsgrundlagen 

Nachfolgend werden wesentliche Rechtsgrundlagen, die zur Rechtsumsetzung beachtet werden 
sollten, aufgeführt.  
 

3.1 UN - Konvention über die Rechte von Kindern und UN - Konvention über 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen 

Zentrale Grundlage für das Recht auf Bildung eines Kindes bildet die 1989 von der Vollversammlung 
der Vereinten Nationen verabschiedete und 1990 völkerrechtlich in Kraft getretene Konvention über 
die Rechte des Kindes (UN-KRK)1. In Deutschland ist sie am 5. April 1992 in Form eines Bundesgesetzes 
in Kraft getreten. In der UN-KRK verpflichten sich die beigetretenen Staaten in 54 Artikeln, die Rechte 
von Kindern zu achten und zu gewährleisten. Die UN-KRK verbietet die Diskriminierung von Kindern 
und deren Eltern aufgrund einer Behinderung, sie sichert Kindern mit Behinderung 
Lebensbedingungen zu, die ihre Selbstständigkeit und die aktive Teilhabe an der Gemeinschaft 
fördern. Zudem soll ihnen der Zugang zu einem Bildungssystem ermöglicht werden, das soziale 
Integration und individuelle Entfaltung unterstützt. In Artikel 28 ist das Recht auf Bildung verankert. 
Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes auf Bildung an und verpflichten sich zudem u.a. 
dazu, Maßnahmen zu treffen, die den regelmäßigen Schulbesuch fördern. In Art. 29 sind die 
Bildungsziele verankert. Die Vertragsstaaten stimmen hier überein, dass Bildung darauf gerichtet sein 
muss, Persönlichkeit, Begabung und geistige und körperliche Fähigkeiten des Kindes zur vollen 
Entfaltung zu bringen. 
 

https://www.bmbfsfj.bund.de/resource/blob/93140/78b9572c1bffdda3345d8d393acbbfe8/uebereinkommen-ueber-die-rechte-des-kindes-data.pdf
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Die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN-BRK)2, in Deutschland am 
26. März 2009 als Bundesgesetz in Kraft getreten, verpflichtet die Vertragsstaaten, die dort 
genannten Rechte für Menschen mit Behinderung schrittweise umzusetzen. Sie versteht 
Behinderung nicht mehr als Defizit, sondern als Ergebnis der Wechselwirkung zwischen den 
Beeinträchtigungen einer Person und den Barrieren in ihrer Umwelt. Diese Barrieren können sie an 
einer wirksamen, vollen und gleichberechtigten Teilhabe hindern.  Artikel 7 Absatz 1 fordert, dass 
Kinder mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen Kindern alle Menschenrechte und 
Grundfreiheiten genießen können. In Artikel 24 der UN-BRK erkennen die Vertragsstaaten das Recht 
von Menschen mit Behinderungen auf Bildung an. Um dieses Recht ohne Diskriminierung und auf der 
Grundlage der Chancengleichheit zu verwirklichen, gewährleisten die Vertragsstaaten ein 
integratives Bildungssystem auf allen Ebenen und lebenslanges Lernen u.a. mit dem Ziel, Menschen 
mit Behinderung zur wirklichen Teilhabe an der Gesellschaft zu befähigen. 
 

3.2 Bundesrechtliche Regelungen 

Weitere Rechtsgrundlagen sind in den Sozialgesetzbüchern VIII3 und SGB IX4 verankert. Die 
Zuständigkeit für die Ansprüche der Kinder und Jugendlichen mit seelischer Behinderung oder 
drohender seelischer Behinderung ist bisher in § 35 a SGB VIII geregelt, d.h. für die Bewilligung der 
Leistungen bei ausschließlich seelischer oder drohender seelischer Behinderung sind die Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe zuständig. Während sich die Ansprüche für Kinder und Jugendliche mit 
geistiger und körperlicher Behinderung aus dem SGB IX Teil 1 und die Zuständigkeit sich aus dem SGB 
IX Teil 2 ergeben. Im SGB IX finden sich die Grundlagen für die Gewährung von Schulassistenz zum 
einen in § 112 SGB IX5  (Teilhabe an Bildung), der die Leistungen zur Teilhabe an Bildung konkretisiert 
und zum anderen wird als Grundlage in der Praxis § 113 SGB IX 6(Soziale Teilhabe) i.V.m. § 78 SGB IX7 
(Assistenzleistungen) herangezogen. 
 
Abgrenzung Soziale Teilhabe und Teilhabe an Bildung 
Leistungen der sozialen Teilhabe sind von solchen der Teilhabe an Bildung abzugrenzen. Gemäß § 102 
Abs. 2 SGB IX gehen Leistungen zur Teilhabe an Bildung Leistungen zur sozialen Teilhabe vor. 
Entscheidend für die Abgrenzung ist der Leistungszweck, d.h. welcher Zweck wird mit der Leistung 
unmittelbar verfolgt bzw. steht im Vordergrund. Dient die Maßnahme im Einzelfall zwar auch der 
Verbesserung der Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft, steht aber die Ermöglichung des 
Schulbesuchs im Vordergrund, so ist die Leistung der Teilhabe an Bildung zuzuordnen. Die Abgrenzung 
scheint nicht immer eindeutig, zumal sich die Leistungszwecke auch überschneiden können. Die 
Leistungserbringer in Brandenburg haben Vereinbarungen nach § 112 SGB IX zur Teilhabe an Bildung, 
nach 113 SGB IX in Verbindung mit § 78 SGB IX zur sozialen Teilhabe und/oder nach § 35 a SGB VIII. 
Die Leistungs- und Vergütungsvereinbarungen sind entsprechend der Rechtsgrundlagen und der 
verschiedenen Gebietskörperschaften unterschiedlich.  

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsschutz/datenbanken/datenbank-fuer-menschenrechte-und-behinderung/detail/artikel-24-un-brk
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_8/
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/index.html#BJNR323410016BJNE011403126
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__112.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__113.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__78.html
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Leistungen zur Teilhabe an Bildung auch im vorschulischen Bereich 
Gemäß § 112 Abs. 1 Nr. 1 SGB IX umfassen Leistungen zur Teilhabe an Bildung Hilfen zu einer 
Schulbildung, insbesondere im Rahmen der allgemeinen Schulpflicht und zum Besuch weiterführender 
Schulen einschließlich der Vorbereitung hierzu. Leistungen zur Teilhabe an Bildung sind Hilfen zu einer 
Schulbildung, die nicht nur im Zusammenhang mit der allgemeinen Schulpflicht stehen, sondern auch 
die Vorbereitung umfassen, mithin den vorschulischen Bereich (u.a. Kindertageseinrichtungen).  
 
Gemeinschaftliche Inanspruchnahme von Leistungen entsprechend § 116 SGB IX (sog. „Poolen“) 
Leistungen der Eingliederungshilfe sind grundsätzlich personenzentriert zu erbringen! 
Es ist jedoch denkbar, dass mehrere Leistungsberechtigte zur selben Zeit am selben Ort gleiche 
Leistungen benötigen. Das Recht der Eingliederungshilfe sieht in bestimmten Fällen unter Beachtung 
besonderer Voraussetzungen die Möglichkeit vor, diese Leistungen gemeinsam in Anspruch zu 
nehmen. Dies bedeutet, dass sich mehrere Leistungsberechtigte eine Leistung teilen. Möglich ist dies 
bei den in § 113 Abs. 2 SGB IX genannten Leistungen zur sozialen Teilhabe, insbesondere den 
Assistenzleistungen gemäß Nr. 2. Darüber hinaus sieht das Gesetz diese Möglichkeit bei den Leistungen 
zur Teilhabe an Bildung vor, vgl. § 112 Abs. 4 SGB IX.  
 
Gemäß § 116 Abs. 2 Nr. 1 SGB IX können Leistungen der sozialen Teilhabe nach § 113 Abs. 2 S. 2 SGB 
IX, sog. Assistenzleistungen an mehrere Leistungsberechtigte gemeinsam erbracht werden, soweit dies 
nach § 104 SGB IX für die Leistungsberechtigten zumutbar ist und mit Leistungserbringern 
entsprechende Vereinbarungen bestehen. Dies gilt nach § 112 Abs. 4 SGB IX auch für die Leistungen 
zur Teilhabe an Bildung. Die gemeinschaftliche Inanspruchnahme kann aufgrund einer 
Ermessensentscheidung des Eingliederungshilfeträgers erfolgen, wenn sie den beteiligten Personen 
zumutbar ist. Maßstab für die Prüfung der Zumutbarkeit ist hierbei § 104 SGB IX.  
 
Danach ist die Zumutbarkeit einer von den Wünschen der Leistungsberechtigten abweichenden 
Leistung zunächst durch den Leistungsträger zu prüfen. Bei der Prüfung der Zumutbarkeit sind u.a. die 
persönlichen Umstände angemessen zu berücksichtigen. Eine gemeinschaftliche Inanspruchnahme ist 
zumutbar, wenn die Leistungsberechtigten die Unterstützung zur gleichen Zeit, am gleichen Ort und in 
gleicher Form benötigen und mit der gemeinschaftlichen Inanspruchnahme der Leistungen keine 

Minderung des Leistungsumfangs, der Leistungs⁠qualität oder von Wahlmöglichkeiten einhergeht. Es 
muss ein gewisses Gestaltungsrecht bei der Inanspruchnahme der Leistung verbleiben bzw. eine 
Wahlmöglichkeit gegeben sein. Eine gemeinsame Inanspruchnahme darf nicht dazu führen, dass der 
individuelle Bedarf nicht mehr ausreichend gedeckt werden kann; anderenfalls wäre das Poolen 
unzumutbar.  
 
Dies zeigt sich auch in einer Entscheidung des LSG Rheinland-Pfalz (LSG RhPf 20.9.2017 – L 1 SO 142/ 
17 B ER), wonach während des Kindergartenbesuchs eine gemeinsame Inanspruchnahme einer 
Kommunikationsassistenz für zwei hörbehinderte Kinder nicht zumutbar war, da die Assistenz sich 
jeweils nur auf die Kommunikation eines der Kinder konzentrieren konnte. Dagegen ist bspw. bei der 
Gebärdensprachdolmetschung im Rahmen eines Vortrags für mehrere Schüler*innen oder bei einem 
von mehreren Leistungsberechtigten zeitgleich benötigten Fahrdienst in die Schule und ähnlichen 
punktuellen, stets gleichförmigen und langfristig planbaren Gemeinschaftsaktivitäten von der 
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Zumutbarkeit der gemeinschaftlichen Inanspruchnahme auszugehen, jedoch nicht zur Sicherung 
individueller  
Mobilität und Kommunikation oder ganzer Bildungsprozesse, weil die Assistenz hier jeweils flexibel auf 
die (wechselnden) Bedarfe der Einzelnen reagieren und damit in unterschiedlicher Form begleiten und 
unterstützen muss. Die Entscheidung über das Poolen steht mithin nicht allein im Ermessen der 
Leistungsträgers – laut der Gesetzesbegründung soll die Voraussetzung der Zumutbarkeit dazu führen, 
dass „der Leistungsberechtigte auf Augenhöhe an der Entscheidung beteiligt“ wird. Der festgestellte 
individuelle Bedarf aller Leistungsberechtigten muss durch eine an sie erbrachte Leistung umfassend 
gedeckt werden. Das Poolen von Leistungen darf nicht dazu führen, die Weiterentwicklung von der 
Betreuung hin zur personenzentrierten Leistung wieder umzukehren.  
 
Zudem erfolgt die gemeinschaftliche Inanspruchnahme gemäß § 116 Abs. 3 SGB IX und § 112 Abs. 4 S. 
2 SGB IX auf Wunsch der Leistungsberechtigten, dann ist sie verpflichtend gemeinschaftlich zu 
erbringen. In diesem Fall besteht ein Rechtsanspruch auf die gemeinschaftliche Erbringung, allerdings 
unter dem Vorbehalt, dass die Teilhabeziele erreicht werden können.  
 
In der Praxis sind bereits Pool-Lösungen in Schulen als systemische Unterstützungsleistungen 
vorzufinden, bei denen vom Schulträger ein Pool an Assistenzkräften an einer Bildungseinrichtung 
vorgehalten wird. Die einzelne Assistenzkraft ist dabei für mehrere Leistungsberechtigte einer 
Lerngruppe zuständig, statt konkret einzelnen Personen zugeordnet zu sein. Hierbei handelt es sich 
um Schulträgerleistungen, die der Schulträger nach § 2 Nr. 7 des Gesetzes über die Schulen im Land 
Brandenburg erbringen kann. Es handelt sich hierbei nicht um Leistungen nach dem SGB VIII und dem 
SGB IX. Die systemischen Unterstützungsleistungen mögen eine gute Verteilung der Arbeitskraft, 
Vertretung bei Abwesenheiten wie Urlaub und Krankheit gewährleisten, auch schwankende Bedarfe 
können besser aufgefangen werden. Jedoch findet das Wunsch- und Wahlrecht bei diesem Pool-
Modell keine Berücksichtigung. Ob der individuelle Bedarf mit diesen systemischen 
Unterstützungsleistungen gedeckt werden kann und Leistungsberechtigte auf diese 
Unterstützungsleistungen verwiesen werden können, ist vom Unterstützungsbedarf des jeweiligen 
Kindes abhängig.  
 
Im aktuellen Dialogprozess zur (Weiter-) Entwicklung der Eingliederungshilfe wird von den Ländern 
vehement gefordert, die Schulassistenz regelhaft als Pooling-Leistung zu erbringen. Hier sind v.a. 
Kostengründe ausschlaggebend. Nur im Ausnahmefall soll noch eine Einzel-Schulassistenz möglich 
sein. 
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3.3 Landesrechtliche Regelungen (BbgSchulG, Sonderpädagogik-Verordnung, 
Verwaltungsvorschriften zur Sonderpädagogik-Verordnung) 

Zusätzlich zu den Rechtsgrundlagen auf Bundesebene sind spezielle landesrechtliche Regelungen im 
Bereich der schulischen Bildung von Kindern und Jugendlichen mit Behinderung heranzuziehen. Diese 
werden im Folgenden aufgeführt: 
 
Im Gesetz über die Schulen im Land Brandenburg (Brandenburgisches Schulgesetz - BbgSchulG)8 ist in 
§ 3 das Recht auf Bildung, welches der Verwirklichung des Rechts auf Bildung gemäß Artikel 29 Abs. 1 
der Verfassung des Landes Brandenburg dient, verankert. Schulen sind so zu gestalten, dass allen 
Schüler*innen gleicher Zugang gewährleistet wird. Den Schüler*innen soll eine individuelle Förderung 
entsprechend ihren unterschiedlichen Bedarfen zuteilwerden. 
In § 29 Abs. 1 BbgSchulG ist der Anspruch auf sonderpädagogische Förderung verankert. § 29 Abs.2 
BbgSchulG sieht zwar die sonderpädagogische Förderung an Grundschulen, weiterführenden 
allgemein bildendenden Schulen und Oberstufenzentren durch gemeinsamen Unterricht mit 
Schülerinnen und Schülern ohne sonderpädagogischen Förderbedarf vor, jedoch steht diese unter dem 
Vorbehalt, dass eine angemessene personelle, räumliche und sächliche Ausstattung vorhanden ist oder 
nach Maßgabe gegebener Finanzierungsmöglichkeiten geschaffen werden kann. Absatz 6 legt die 
Zusammenarbeit von Schulamt, Schulträger und Schulleitung mit dem örtlich zuständigen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe und dem örtlich zuständigen Träger der Eingliederungshilfe fest.  
 
Für die nähere Ausgestaltung der sonderpädagogischen Förderung enthält § 31 BbgSchulG die 
Rechtsgrundlage für den Erlass einer entsprechenden Rechtsverordnung, die sog. 
Sonderpädagogikverordnung9. Die Sonderpädagogikverordnung in Brandenburg regelt die Ziele und 
Aufgaben der sonderpädagogischen Förderung und stellt sicher, dass Kinder mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf die notwendige Unterstützung erhalten. 
Gemäß § 19 SopV regeln Verwaltungsvorschriften das Nähere zur Durchführung dieser Verordnung. 
Die Verwaltungsvorschriften zur Sonderpädagogik-Verordnung (VV-SopV)10 regeln insbesondere die 
sonderpädagogische Förderung und Beratung in den Schulen des Landes Brandenburg. In Ziffer 7 der 
VV-SopV - zu §§ 7 bis 11 SopV – ist festgeschrieben, dass das staatliche Schulamt die Entscheidung 
über die personellen Rahmenbedingungen für den gemeinsamen Unterricht auf der Grundlage der 
Bildungsempfehlung des Förderausschusses und der jeweiligen schulorganisatorischen Situation trifft 
und zudem in Abstimmung mit der zuständigen SpFB, dem Schulträger sowie, wenn erforderlich, mit 
anderen Leistungsträgern die erforderlichen Rahmenbedingungen sichert. 
Ziffer 8 zu § 8 Abs. 2 und § 13 SopV -trifft Festlegungen zum sonstigen pädagogischen und sonstigen 
Personal. Abs. 3 legt fest, dass Personal gemäß § 68 Abs. 2 Satz 3 des Brandenburgischen 
Schulgesetzes, welches durch den örtlichen Träger der Sozialhilfe oder den Träger der Jugendhilfe 
finanziert wird, einzelfallbezogene Hilfen für Schülerinnen und Schüler erbringt.  
 
Darüber hinaus existieren Gemeinsame Empfehlungen11 des Ministeriums für Bildung, Jugend und 
Sport und des Ministeriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frauen an die Sozialämter, 
Jugendämter und Schulverwaltungsämter zur Abgrenzung der Leistungsverpflichtung für den 
zusätzlichen Hilfebedarf von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf von 
1998: 

https://bravors.brandenburg.de/gesetze/bbgschulg
https://bravors.brandenburg.de/verordnungen/sopv
https://bravors.brandenburg.de/verwaltungsvorschriften/vvsopv
https://bravors.brandenburg.de/de/verwaltungsvorschriften-216523
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Diese Empfehlungen sind bei der Abgrenzung der Leistungsverpflichtungen und der jeweiligen 
Verantwortung zur Kostentragung für zusätzliche Hilfen im Unterricht zu berücksichtigen. 
„Insbesondere sichern die Träger der Sozialhilfe oder der Jugendhilfe im Einzelfall die Finanzierung von 
geeignetem Personal zur Eingliederung körperlich, geistig oder seelisch Behinderter oder für Hilfen zur 
Erziehung, wenn das von den Schulen bereitgestellte Personal nicht ausreicht.“ 
 
Hinweis: Es wird empfohlen, diese Empfehlungen nur heranzuziehen, soweit sie nicht im Widerspruch 
zur aktuellen Rechtslage stehen. Eine aktuellere Fassung dieser Empfehlung ist nicht bekannt. 
 
Das SGB IX- Ausführungsgesetz im Land Brandenburg hat die (örtliche) Zuständigkeit der 
Eingliederungshilfe bei den kreisfreien Städten und Landkreisen verankert.  
Eine einheitliche Leistungsbeschreibung im Brandenburger Rahmenvertrag12 nach § 131 SGB IX ist 
aufgrund der heterogenen Umsetzung in Brandenburg aktuell nicht möglich. Auch innerhalb der 
Gebietskörperschaften sind die Regelungen im Rahmen SGB VIII und SGB IX nicht abgestimmt.  
Die LIGA-Verbände fordern ein einheitliches Vorgehen im Land Brandenburg: Sie mahnen innerhalb 
der Gebietskörperschaften möglichst umfassende Abstimmung und Einheitlichkeit bezogen auf 
Schulassistenz nach SGB VIII und SGB IX an. 

4. Rechtsprechungen 

4.1 Zur Rechtswidrigkeit der Ausschreibung von entgeltfinanzierten 
Leistungen 

Das Bundessozialgericht hat in seinem Urteil vom 17.05.2023 (Bundessozialgericht Urteil vom 
17.05.2023, B 8 SO 12/22 R)13 entschieden, dass die Vergabe von „Schulbegleitung“ als Leistungen der 
Eingliederungshilfe ("Einsatz von Integrationshelfern an Düsseldorfer Schulen für Kinder mit 
Behinderung im Rahmen der Eingliederungshilfe") rechtswidrig ist. Nach Auffassung des 
Bundessozialgerichts sind diese Leistungen im eingliederungshilferechtlichen Dreiecksverhältnis nach 
§§ 75 ff. SGB XII alte Fassung bzw. nach §§ 123 ff. SGB IX neue Fassung zu erbringen. Das Gericht stellt 
klar, dass es sich hierbei um ein einfaches Zulassungssystem handelt. Danach sind alle geeigneten 
Leistungserbringer zur Leistungserbringung zuzulassen, sofern sie die vorab festgelegten Kriterien 
erfüllen. Eine vergaberechtliche Auswahlentscheidung des Leistungsträgers zugunsten einzelner 
Anbieter anhand wertender Kriterien, die eine Rangfolge der Leistungserbringer ermöglichen, findet 
gerade nicht statt. Zudem widerspricht die Durchführung eines Vergabeverfahrens den in den §§ 75 ff. 
SGB XII alte Fassung bzw. §§ 123 ff. SGB IX neue Fassung niedergelegten Grundsätzen der Subsidiarität, 
des Wunsch- und Wahlrechts und der Trägerpluralität. Durch die Zuweisung eines festen 
Leistungskontingents an einen Anbieter werden andere geeignete Leistungserbringer in ihrem 
subjektiven Recht auf chancengleiche Teilnahme beeinträchtigt.   
 
Fazit: „Leistungen der Eingliederungshilfe dürfen nicht durch öffentliche Aufträge oder Konzessionen 
nach vergaberechtlichen Grundsätzen beschafft werden, weil alle Dienste, die die maßgeblichen 
Kriterien der Leistungsfähigkeit, Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit erfüllen, Anspruch auf Abschluss 
von Leistungs- und Vergütungsvereinbarungen haben.“ 2. Leitsatz  
 

https://umsetzungsbegleitung-bthg.de/w/files/umsetzungsstand/rahmenvertrag-nach-c-131-sgb-ix_20.10.2023_komplett.pdf
https://www.bsg.bund.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2023/2023_05_17_B_08_SO_12_22_R.html
https://www.bsg.bund.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2023/2023_05_17_B_08_SO_12_22_R.html
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4.2 Unterschied zwischen Schulassistenz und Klassenassistenz 

Schleswig-Holstein - 5 MB 7/24 | Oberverwaltungsgericht für das Land Schleswig-Holstein 5. Senat | 
03.09.2024 | Beschluss14 

 
Mehrere Träger der freien Jugendhilfe, die im Kreis Pinneberg Schulassistenz als Leistungen der 
Eingliederungshilfe erbringen, wandten sich gegen die vom Kreis geplante Einführung des 
systemischen Infrastrukturangebots „Klassenassistenz“ an öffentlichen Grundschulen. 
Der Kreis wollte dieses Angebot, das allen Schüler*innen einer Klasse sowie den Lehrkräften 
zugutekommen soll, im Wege eines Vergabeverfahrens ausschreiben. Die Antragsteller sahen darin 
einen unzulässigen Eingriff in ihre Rechte, weil sie die Klassenassistenz als verdeckte 
Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII einordneten und eine Vergabe statt einer Leistungserbringung 
im sozialrechtlichen Dreiecksverhältnis für rechtswidrig hielten. 
Sie beantragten daher im einstweiligen Rechtsschutz, dem Kreis die Fortführung des 
Vergabeverfahrens zu untersagen. Sowohl das Verwaltungsgericht als auch das 
Oberverwaltungsgericht lehnten diesen Antrag ab. Eine Verletzung ihrer Rechte aus dem SGB VIII liege 
nicht vor. Es sei zwischen Schulassistenz und „Klassenassistenz“ zu unterscheiden. Während die 
Schulassistenz einzelne Kinder im Unterricht, bei Praktika oder auch in Pausen begleite, unterstütze 
die „Klassenassistenz“ die Klassenlehrkraft und sei somit fester Bestandteil der Klasse, die in Absprache 
allen helfe, die Hilfe benötigen. 
 
Fazit: Das Oberverwaltungsgericht hält eine Differenzierung von Klassenassistenz und Schulassistenz 
für zulässig. Während die Schulassistenz einzelne Kinder begleite, unterstütze die Klassenassistenz die 
Klassenlehrkraft und sei fester Bestandteil der Klasse. Eine Verletzung der Berufsfreiheit wird vom 
Oberverwaltungsgericht verneint, da es nicht darum gehe, das Betätigungsfeld von Trägern der freien 
Jugendhilfe zu behindern.  

 
4.3 Einordnung der Entscheidungen zu Vergabeverfahren im Rahmen der 
Schulassistenz  

Auch in Brandenburg finden Interessenbekundungen zur Schulassistenz statt. Aus Sicht der 
Autor*innen sind diese rechtswidrig. Daher empfehlen sie, gegen derartige Vergabeverfahren 
rechtlich vorzugehen.  
 
Es gibt etliche Initiativen auf Bundesebene, um die Leistungen der Schulassistenz neu zu verorten: Rolle 
des Bildungs-/Schulsystems, Ermöglichung von Leistungen der gemeinschaftlichen 
Leistungserbringung. Es wird gefordert, dass der Bereich der Schule grundsätzlich inklusionsorientiert 
ausgerichtet ist! Die Leistungs- und Fördersysteme seien so auszugestalten, dass zusätzliche 
Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem SGB IX von den Betroffenen möglichst nicht in Anspruch 
genommen werden müssen. In den Lebensbereichen, in denen Parallelleistungssysteme erforderlich 
sind, um die Teilhabe von Menschen mit Behinderungen zu gewährleisten, sind diese so  
  

https://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/bssh/document/NJRE001586596
https://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/bssh/document/NJRE001586596
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umzugestalten, dass Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem SGB IX nicht mehr benötigt werden. 
Die Grundaussage ist, dass inklusive Systeme barrierefrei und nachhaltig ausgestattet sein müssen. 
Damit würde sich eine Schulassistenz von externen Leistungsanbietern erübrigen.  
 
Das hätte dann auch Folgen für das Wunsch- und Wahlrecht der Eltern, das im SGB IX ebenso wie die 
Personenzentrierung grundlegend ist. Eltern haben in Vertretung ihrer Kinder ein gesetzlich 
normiertes und damit garantiertes Wunsch- und Wahlrecht. Sie entscheiden selbst, welchen 
Leistungsanbieter sie für die zu erbringende Schulassistenz auswählen. Sie dürfen nicht gezwungen 
werden, einen Anbieter zu akzeptieren, nur, weil dieser eine Vereinbarung mit dem Träger der 
Eingliederungshilfe hat. Solange diese geforderte Weiterentwicklung nicht umgesetzt ist, bleibt es bei 
verschiedenen Dilemmata, die Lehrpersonal, leistungsberechtigte Kinder und Jugendliche sowie deren 
Eltern und die Leistungserbringenden jonglieren müssen.  
 

4.4 Abgrenzung der Aufgabenbereiche Eingliederungshilfe und Schule / 
Schulassistenz auch an Förderschulen möglich 

Bundessozialgericht Urteil vom 18.07.2019, B 8 SO 2/18 R15 

 
Das vorliegende Urteil des Bundessozialgerichts trifft zum einen Aussagen zum Kernbereich 
pädagogischer Tätigkeit, die zur Abgrenzung der Aufgabenbereiche der Eingliederungshilfe und der 
Schule beitragen. Zum anderen befasst sich das Urteil mit der Frage, ob Schulassistenz auch an 
Förderschulen erforderlich sein kann.  
Gegenstand der Eingliederungshilfe können nur Maßnahmen sein, die die Schulbildung begleiten. Die 
Schulbildung selbst als Kernbereich der pädagogischen Arbeit obliegt hingegen allein den Schulträgern. 
Zum Kernbereich der pädagogischen Arbeit gehören die Vorgabe und Vermittlung der Lerninhalte. Dies 
ist somit der Unterricht selbst, seine Inhalte, das pädagogische Konzept der Wissensvermittlung sowie 
die Bewertung der Leistungen der Schüler*innen. Der Kernbereich der pädagogischen Arbeit ist 
dagegen nicht betroffen, wenn die Maßnahme lediglich der Absicherung der pädagogischen Arbeit der 
Lehrkräfte dient und der Schaffung der Rahmenbedingungen, damit ein erfolgreicher Schulbesuch 
möglich ist. „Dies sind u.a. unterrichtsbegleitende als auch sonstige pädagogische Maßnahmen, die 
nur unterstützenden Charakter haben, sowie nichtpädagogische Maßnahmen. Den Kernbereich 
berühren deshalb alle integrierenden, beaufsichtigenden und fördernden Assistenzdienste nicht, die 
flankierend zum Unterricht erforderlich sind, damit der behinderte Mensch das pädagogische Angebot 
der Schule überhaupt wahrnehmen kann.“ Rn. 16 der o.z. Entscheidung. 
 
Schulassistenz kann dabei sowohl an Regel- als auch an Förderschulen erforderlich sein. 
„Diese Bestimmung des Kernbereichs pädagogischer Arbeit gilt gleichermaßen für Regelschulen wie 
für Schulen mit besonderem Förderschwerpunkt. Es sind keine Gründe ersichtlich, warum der 
Kernbereich, der sich - wie oben dargestellt - eng auf die Unterrichtsgestaltung beschränkt, dort anders 
bestimmt werden sollte. Auch bei einem Unterricht mit auf die Fähigkeiten und Fertigkeiten der 
Schüler abgestimmten Lerninhalten, der in Förderschulen insbesondere auch die Vermittlung 
lebenspraktischer Fertigkeiten umfasst, können in gleicher Weise wie in der Regelschule flankierende  
  

https://www.bsg.bund.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2019/2019_07_18_B_08_SO_02_18_R.html
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Assistenzdienste erforderlich sein, um eine Teilnahme des jeweiligen Schülers am Unterricht zu 
ermöglichen und abzusichern. Der dem sonderpädagogischen Förderbedarf geschuldete 
Unterrichtsinhalt ist deshalb für die Abgrenzung des Kernbereichs ungeeignet.“ Rn. 17 der o.z. 
Entscheidung. 
 
Hinweis: Es gibt Landkreise, die halten Schulassistenzen an Förderschulen „dem Grunde nach nicht für 
vollkommen ausgeschlossen“, lassen jedoch erkennen, dass die Abgrenzung der Aufgabenbereiche 
von Schule und Teilhabe an Bildung eine noch größere Bedeutung hat und für Teilhabe an Bildung 
wenig Raum bleiben müsste. Das Bundessozialgericht hat hier eindeutig klargestellt, dass der Anspruch 
auf Schulassistenz auch an Förderschulen besteht. Die Abgrenzung der Aufgabenbereiche zwischen 
Schule und Eingliederungshilfe ist hier analog den Regelschulen vorzunehmen. Es sind 
personenzentrierte Leistungen entsprechend des individuell festgestellten Bedarfs zu erbringen. 

 
4.5 Befristung von Leistungen 

Bundessozialgerichtsurteil vom 28.01.2021, B 8 SO 9/19 R16 

 
Wiederkehrende Eingliederungshilfeleistungen können grundsätzlich nicht befristet werden, auch 
dann nicht, wenn sie in der Leistungsform des Persönlichen Budgets erbracht werden.  
Die Befristung einer Leistung ist eine Nebenbestimmung des Bewilligungsbescheides (§ 32 SGB X). Sie 
ist nur unter den Voraussetzungen des § 32 SGB X zulässig. Diese Voraussetzungen werden regelmäßig 
in der Eingliederungshilfe nicht vorliegen, denn erst wenn das Teilhabeziel erreicht ist, ist die 
Sachleistung vollständig erbracht. Es gibt weder eine Rechtsvorschrift, die eine Befristung des 
Persönlichen Budgets erlaubt, noch steht die Befristung im Ermessen der Behörde. Dies gilt für die 
Eingliederungshilfe insgesamt. Geht der Leistungsträger davon aus, dass die 
Anspruchsvoraussetzungen in der Zukunft wegfallen könnten, kann er ihren Fortbestand regelmäßig 
(alle zwei Jahre oder ggf. früher) überprüfen. Bei Änderung oder Wegfall kann der 
Bewilligungsbescheid nach § 48 SGB X für die Zukunft aufgehoben werden. 
Ein Persönliches Budget über Leistungen zur Teilhabe darf nur befristet erbracht werden, wenn die 
Leistungen selbst befristet werden dürfen. 
 
Fazit: Dieses Urteil hat für die Praxis zur Folge, dass ein durchgehender Leistungsbedarf geprüft werden 
muss. Der Bedarf kann nicht auf ein Schuljahr befristet werden. Für den Zeitraum des Vorliegens der 
gesetzlichen Schulpflicht kann es keine Befristung geben. Davon getrennt hat der Gesetzgeber  
Fristen zur Überprüfung bzw. regelmäßigen Bedarfsprüfung im Rahmen des Gesamtplanverfahrens 
vorgegeben. Diese sind also umzusetzen. Sollte sich im Rahmen der Bedarfsprüfung ergeben, dass der 
Bedarf nicht mehr gegeben ist, kann der Bescheid für die Zukunft aufgehoben werden. 
 
Aktuell gehen die Eingliederungshilfeträger in Brandenburg mit diesem Rechtsgrundsatz sehr 
unterschiedlich um. Wir empfehlen, die Leistungsberechtigten dabei ggf. auch rechtlich zu 
unterstützen, einen unbefristeten Bescheid durchzusetzen. Die Befristung ist eine Nebenbestimmung 
zum Bescheid und kann folglich mit dem Widerspruch angefochten werden. 
  

https://www.bsg.bund.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2021/2021_01_28_B_08_SO_09_19_R.html
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4.6 Abgrenzung schulischer Bildungsverantwortung von originärer 
Teilhabeleistung und Gewährung effektiven Rechtsschutzes im Verfahren 
einstweiliger Anordnung 

Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg v. 22.01.2024, OVG 6 S 60/2317 

 
Der Beschluss im einstweiligen Anordnungsverfahren stellt klar, dass bei erfolgreicher 
Glaubhaftmachung eines Anspruchs auf Eingliederungshilfe in Form einer individuellen Schulassistenz 
durch qualifiziertes Personal die Antragstellerin nicht auf einen Vorrang der schulischen 
Verantwortung für die Bildung (§ 10 SGB VIII) verwiesen werden darf. Im vorliegenden Fall hatte eine 
Abstimmung des Förderplans mit dem Teilhabeplan noch nicht stattgefunden, obwohl das erste 
Schulhalbjahr bereits abgelaufen war. Zwar war die Bewilligung der Teilhabeleistung zwischenzeitlich 
in Aussicht gestellt worden, aber das stehe dem Anspruch der Antragstellerin auf eine sofortige 
Regelung nicht entgegen, der sonst wesentliche Nachteile in Gestalt eines weiter fortschreitenden 
Bildungsrückstands entstünden. 
 
Fazit: Sofern es aus der Sicht einer leistungsberechtigten Person möglich ist, einen Teilhabebedarf 
glaubhaft zu machen, ein entsprechender Antrag bereits rechtzeitig gestellt war, aber das 
Gesamtplanverfahren bzw. die Bedarfsbewilligung in Verzug ist, kann es u.U. zielführend sein, 
einstweiligen Rechtsschutz zu suchen.  

 

5. Empfehlungen zu wesentlichen Bestandteilen einer 
Leistungssvereinbarung 

Eine Rahmenleistungsbeschreibung als Anlage des Rahmenvertrags nach § 131 SGB IX des Landes 
Brandenburg für Leistungen der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderung oder von 
Behinderung bedrohte Menschen ist derzeit nicht verhandelbar, da von Seiten der örtlichen 
Leistungsträger kein Interesse an landesweit einheitlichen Regelungen besteht.  
 
Deshalb wurde der Weg einer Handreichung mit Empfehlung für die Leistungserbringer gewählt. 
Nachfolgend werden wesentliche Bestandteile kommentiert.  
 

5.1 Zielgruppe/n 

Der leistungsberechtigte Personenkreis bestimmt sich nach § 99 SGB IX.  
Zielgruppe der Leistungen zur Schulassistenz sind Kinder und Jugendliche mit 
Teilhabeeinschränkungen aufgrund einer geistigen, körperlichen oder seelischen Beeinträchtigung in 
den Lebensbereichen Schule, Hort bzw. Kita sowie den Übergang zur Berufsbildung (auf dem ersten 
und/oder zweiten Bildungsweg).  
  

https://gerichtsentscheidungen.brandenburg.de/gerichtsentscheidung/22694
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Im Rahmen des SGB VIII erfolgen Leistungen zur Teilhabe im Sinne des SGB IX lediglich als 
Eingliederungshilfe für Kinder und Jugendliche mit seelischer Behinderung nach § 35a SGB VIII. 
 
Bei der Beschreibung des Personenkreises ist unter Berücksichtigung der ICF die Wechselwirkung der 
Teilhabebeeinträchtigung mit einstellungs- und umweltbedingten Barrieren als Anlass zu benennen 
und nicht die Diagnose nach ICD 11 bzw. DSM 5. 
 
Leistungsgrenzen des Leistungserbringers bzw. Ausschlusskriterien können fachlich, strukturell und 
methodisch begründet sein. Eine Leistungsgrenze besteht auch, wenn aufgrund von 
Wechselwirkungen, das Teilhabeziel nicht mehr erreicht werden kann oder soll. 
 
Konkret zu benennende Kriterien für die Aufnahme resp. den Ausschluss können sein:  
 

• Kindbezogene Kriterien: Selbst- und/oder Fremdgefährdungen sowie Formen von sozial- 
emotionalen Verhaltensweisen, die trotz Schulassistenz eine Teilhabe im Schulsetting nicht 
ermöglichen und/oder eine ausreichende Gefahrenabwehr nicht möglich ist; Schulverweigerung, 
besonders hohe Pflegebedarfe (z. B. Beatmung); deren Versorgung in der Schule nicht 
gewährleistet werden kann. 

• Örtliche Begrenzung: Wir empfehlen eine örtliche Begrenzung auf eine Gebietskörperschaft oder 
bestimmte Regionen in der Gebietskörperschaft. Ansonsten ist das Angebot für den gesamten 
Zuständigkeitsbereich des Vertragspartners/Leistungsträgers zuständig. Dies müsste auch in der 
Vergütungsvereinbarung abgebildet sein.  

• Bezogen auf das Schulsetting:  Die Schule der leistungsberechtigten Person hat ein 
Gewaltschutzkonzept. Die Schule geht mit dem Leistungserbringer der Schulassistenz eine 
Kooperationsvereinbarung ein. (Unter Anlage 2 erhalten Sie die Gliederung einer 
Kooperationsvereinbarung des DRK-Kreisverband Fläming-Spreewald e.V.) 

• Bezogen auf die Eltern der leistungsberechtigten Person: Mit den vertretungsberechtigten 
Personen wird eine Nutzervereinbarung geschlossen. Diese regelt die gegenseitigen Leistungen 
sowie Rechte und trägt durch ihr abgestimmtes Zusammenwirken maßgeblich dazu bei, die 
Teilhabe des Kindes in der Schule bzw. im Hort und /oder der Kita zu sichern. In der 
Nutzervereinbarung sollte auch vermerkt werden, dass Eltern keinen Anspruch auf eine bestimmte 
Person als Schulassistenz haben. 

 

Eine Leistungserbringung ist verpflichtend, wenn keine entsprechenden Ausschlusskriterien benannt 
werden.  Sind genannte Ausschlusskriterien zutreffend, kann gleichwohl eine Einzelfallprüfung für eine 
mögliche Leistungserbringung zugesagt werden.   
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5.2 Ziele der Schulassistenz 

Die Ziele ergeben sich aus § 90 SGB IX und können hier bzgl. der Teilhabe in den Lebensbereichen 
Schule, Hort bzw. Kita konkretisiert werden. 
 
Absatz 1:  Aufgabe der Eingliederungshilfe ist es, Leistungsberechtigten eine individuelle 
Lebensführung zu ermöglichen, die der Würde des Menschen entspricht, und die volle, wirksame und 
gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu fördern. Die Leistung soll sie befähigen, 
ihre Lebensplanung und -führung möglichst selbstbestimmt und eigenverantwortlich wahrnehmen zu 
können. 
 
Absatz 4: Besondere Aufgabe der Teilhabe an Bildung ist es, Leistungsberechtigten eine ihren 
Fähigkeiten und Leistungen entsprechende Schulbildung und schulische und hochschulische Aus- und 
Weiterbildung für einen Beruf zur Förderung ihrer Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu 
ermöglichen. 
 
Absatz 5: Besondere Aufgabe der Sozialen Teilhabe ist es, die gleichberechtigte Teilhabe am Leben in 
der Gemeinschaft zu ermöglichen oder zu erleichtern. 
 
Ziel des Angebotes ist es, Kindern und Jugendlichen durch die Teilhabeleistungen die Teilnahme in 
Schule, Hort und Kita zu ermöglichen. Personenbezogene Teilhabeziele sind in den Gesamtplänen 
abzubilden und dem Leistungserbringer mindestens mitzuteilen, besser mit ihm abzustimmen. 
 

5.3 Umfang des Leistungsangebotes 

Es wird empfohlen, dass der Leistungserbringer seine örtlichen und personellen Kapazitäten beschreibt 
bzw. begrenzt. Auch hier wären durch eine Einzelfallprüfung Erweiterungen der vorgehaltenen 
Kapazität möglich, aber nicht verpflichtend. Ohne Kapazitätsbegrenzung ist die 
Versorgungsverpflichtung in der gesamten Gebietskörperschaft (Landkreis bzw. kreisfreie Stadt) und 
unbegrenzt auf die Anzahl der leistungsberechtigten Personen gegeben.  
 
Die Kapazitätsbegrenzung kann sich auch auf bestimmte fachliche Qualifikationen (Fachkräfte, 
Nichtfachkräfte), auf Vollzeitäquivalente und/oder Stundenumfänge und Vertretungsregelungen oder 
bestimmte Regionen etc. beziehen. 

 

5.4 Inhalte der Leistungen 

Inhalte der Leistungen werden hier beispielhaft und nicht abschließend angegeben: Schulassistenz 
erfolgt im Unterricht, während der Pausen, bei Schulausflügen, Klassenveranstaltungen einschließlich 
Klassenfahrten.  
 
Schulassistenz umfasst grundsätzlich nicht die Wege zu und von der Schule sowie die Begleitung von 
Schularbeiten im häuslichen Umfeld.  
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Das Autor*innenteam dieser Handreichung empfiehlt, eine Vermischung der Settings Schule, Familie 
bzw. häusliches Umfeld zu vermeiden. Damit wird explizit abgelehnt, dass Schulassistenz auch im 
weiteren sozialen Umfeld der leistungsberechtigten Person, in informellen Bildungsformaten, 
innerhalb der Familie etc. erfolgt.  
 
Selbstverständlich wird ein Teilhabeanspruch in anderen Lebensbereichen z. B. Freizeit, Wohnen 
anerkannt. Dieser ist dann von anderen Personen bzw. über andere Vereinbarungen zu gewährleisten.  
 

Die Leistungsberechtigten entscheiden auf der Grundlage des Teilhabeplans nach § 78 SGB IX über die 
konkrete Gestaltung der Leistungen hinsichtlich des Ablaufes, Ort und Zeitpunkt der 
Inanspruchnahme. Die Leistungen umfassen  
 
1. die vollständige und teilweise Übernahme von Handlungen zur Alltagsbewältigung sowie die 
Begleitung der Leistungsberechtigten und 
2. die Befähigung der Leistungsberechtigten zu einer eigenständigen Alltagsbewältigung. 
Die Leistungen nach Nummer 2 werden von Fachkräften als qualifizierte Assistenz erbracht. Sie 
umfassen insbesondere die Anleitungen und Übungen in den Bereichen nach Absatz 1 Satz 2. 
 
In der Regel unterscheiden Brandenburger Leistungsträger zwischen qualifizierter Assistenz, die von 
Fachkräften zu erbringen ist, und der Übernahme von Handlungen bzw. der Begleitung der 
Leistungsberechtigten, die auch von Nichtfachkräften geleistet werden kann. (§ 78 Absatz 2 SGB IX).  
Es gibt verschiedene Möglichkeiten im Umgang mit dieser rechtlichen Anforderung:  
 

• Der Leistungserbringer vereinbart eine Fachkraftquote und entscheidet personenbezogen über 
den Einsatz seines Personals als Fachkraft oder Nichtfachkraft.  

• Der Leistungserbringer hält Fachkräfte und Nichtfachkräfte vor und setzt diese entsprechend den 
Gesamtplanungen resp. Bescheide bzw. Kostenübernahmen ein.  

• Der Leistungserbringer setzt ausschließlich Fachkräfte für die Leistungen der Schulassistenz ein.  
 
Das Autor*innenteam empfiehlt grundsätzlich den Einsatz von Fachkräften und hinterfragt die 
Tendenz der Leistungsträger, Leistungsbedarfe als lediglich „kompensatorisch“ darzustellen.  
 
Erfolgt eine Trennung von Fachkräften und Nichtfachkräften sind nachfolgende Tätigkeiten 
entsprechend einer Befähigung oder (lediglich) Begleitung zu differenzieren:  
 
Assistenzleistungen sowie Leistungen zur Teilhabe an Bildung als Befähigung und/oder Begleitung sind 
insbesondere:  

• im motorischen, sozialen, emotionalen und kommunikativen Bereich- konkret:  
o beim Erlangen einer realistischen Eigen- und Fremdwahrnehmung 
o Entwicklung von Frustrationstoleranz, Durchhaltevermögen, Motivation und 

Konzentrationsfähigkeit 
o bei der Mobilität und Orientierung 
o bei der Teilnahme am Unterricht und an anderen schulischen Aktivitäten 
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o beim Bewältigen des Schulalltages 
o beim Gebrauch von Hilfsmitteln 
o bei der Entwicklung von Frustrationstoleranz, Regelakzeptanz, Durchhaltevermögen 
o bei der Begegnung mit anderen Kindern und Jugendlichen sowie beim Beziehungsaufbau 

zu Mitschülerinnen und -schülern 
o beim Aufgabenverständnis 
o bei der Handlungskoordination 

 

Zu den weiteren Leistungen gehören: 
• Schutz der Intimsphäre, z. B. beim Toilettengang und bei herausforderndem Verhalten 
• Krisenprävention und -intervention 
• Motivieren und Strukturieren 

• Ermöglichung der Teilnahme an allen Aktivitäten, die der Schule bzw. dem Klassenverband 
zuzuordnen sind (Klassenfahrten, Schulpraktika etc.) 

• Anpassung der Lerninhalte in Art und Weise sowie Inhalt und Umfang an den individuellen 
Beeinträchtigungen und Teilhabebedarfen 

• Hilfestellung bei der Aneignung der Lerninhalte, z.B. durch das Führen der Hand, Unterstützung 
beim Schreiben oder Adaption von Lern- und Lehrmitteln sowie spezifischer Arbeitsmaterialien 

• Hilfestellung bei der bidirektionalen Kommunikation, ggf. mit verschiedenen Hilfsmitteln, etwa 
durch unterstützte Kommunikation 

• Unterstützung bei der Entwicklung sozialer Kompetenzen, Schutz vor Mobbing 

• Anleitung und Begleitung der Mitschüler*innen im Umgang mit dem Kind bzw. Jugendlichen 

• Unterstützung bei den lebenspraktischen Verrichtungen der Selbstversorgung wie Toilette 
benutzen, Essen, An- und Ausziehen in der Pause und für den Sportunterricht, Auspacken der 
Schulsachen  

• Unterstützung bei der räumlichen Orientierung im Schulhaus und auf dem Gelände (Sporthalle, 
Fachräume, Mensa oder Fahrtransport aufsuchen) 

• Unterstützung bei der zeitlichen Orientierung und Strukturierung (z.B. Erkennen des 
Pausenendes), Sequenzierung von Handlungsabläufen, Anpassung an Lerntempos und Wechsel 

• Hilfestellung bei der individuellen Strukturierung des Schulalltags 

• Begleitung in Krisensituationen, Begleitung bei „Auszeiten“ 

• Vermittlung, Übersetzung, Unterstützung und Filter zur Vermeidung von Reizüberflutungen 

• Kooperation mit den beteiligten Lehrkräften, Teilnahme am Teamgespräch, Gespräche mit Eltern 
 
Notwendige Leistungen, die für bestimmte Zeiträume über die bewilligten Leistungen hinausgehen, 
sind vom Leistungsberechtigten gesondert zu beantragen. 
Dazu können Schulausflüge gehören. Im Einzelfall kann auch eine (zeitlich begrenzte) Wegbegleitung 
durch die Person der Schulassistenz notwendig sein.  
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Hinweise auf Leistungen zur einfachsten medizinischen Behandlungspflege als (fakultative) 
Assistenzleistung:  
Es ist eine Entscheidung des Leistungserbringers, ob Leistungen der einfachsten medizinischen 
Behandlungspflege als fakultative Assistenzleistung angeboten werden sollen. Damit verbunden sind, 
Voraussetzungen der Schulungen zur einfachsten medizinischen Behandlungspflege und 
entsprechende Dokumentation zu schaffen. Die Leistung der einfachsten medizinischen 
Behandlungspflege ist in den Nutzerverträgen mit den rechtlichen Vertretungspersonen zu 
vereinbaren. Hier sind auch Haftungsfragen zu klären. Eine Unterweisung zu den Maßnahmen der 
einfachsten medizinischen Behandlungspflege ist durchzuführen und zu dokumentieren. Es ist nicht 
zwingend, dass Fachkräfte einfachste medizinische Behandlungspflege vornehmen. Auch 
Nichtfachkräfte können Leistungen der einfachsten medizinischen Behandlungspflege erbringen. 
Wesentlich ist die Vorlage einer ärztlichen Verordnung und die entsprechende Einweisung der 
Schulassistenten. 
 
Leistungen der Grundpflege nach SGB XI oder Leistungen der medizinischen Behandlungspflege nach 
SGB V werden im Rahmen der Schulassistenz nicht erbracht. Dafür sind andere Leistungserbringer bzw. 
Leistungsträger zuständig.  
 

5.5 Qualitätssicherung: Struktur-, Prozess-, Ergebnisqualität /Wirksamkeit 

Die Grundsätze für die Qualität der Leistung ergeben sich aus § 11 des Rahmenvertrages nach § 131 SGB IX 
und beziehen sich auf Struktur-, Prozess- und Ergebnisqualität. Der Leistungserbringer ist aufgrund der mit 
dem Leistungsträger geschlossenen Leistungsvereinbarung verantwortlich für die Qualität der zu 
erbringenden Leistungen. Die vorgehaltenen Maßnahmen und Prozesse der Qualitätssicherung sind Teil 
seines Konzepts und werden auch in die Leistungsvereinbarung aufgenommen. Diese sollte so formuliert 
sein, dass jederzeit eine bedarfsgerechte Umsetzung der Leistung ermöglicht werden kann. 
 

Strukturqualität  

Strukturqualität beschreibt die Rahmenbedingungen, die zur Leistungserbringung notwendig sind. 
Hierunter fallen u.a.:  

• Standort und Kapazität  

• Vorhalten einer fortlaufend weiterentwickelten Konzeption mit Beschreibung von Zielgruppe, 
Zielsetzung, fachlichem Ansatz und Abgrenzung zu schulischen Aufgaben 

• schriftlicher Vertrag zwischen Leistungsberechtigten und Leistungserbringer mit wesentlichen 
Aspekten der Leistung 

• angemessene personelle Ausstattung, die den individuellen Bedarfen der Kinder entspricht und 
einen bedarfsgerechten Einsatz von Fach- und Nichtfachkräften gewährleistet 

• räumliche und technische Ausstattung (Arbeitsräume und digitale Infrastruktur für 
Dokumentation und Berichterstattung) 

• sozialräumliche Einbindung/Kooperation mit anderen Angeboten und Fachkräften 

• Personalentwicklung: fachlich qualifizierte Anleitung 

• interne Angebote/Informationen zu Pflichtschulungen 
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• Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen der Mitarbeitenden 

• Vertretungsregelungen 

• Regelungen/Transparenz zur Erreichbarkeit von Leitungs- und Fachkräften  

• Einarbeitungsstandards 
 

Als Grundlage für einen fachlich und qualitativ hochwertigen Standard wird die Beschäftigung einer 
fachlichen Leitung und die regelmäßige Durchführung von Hospitationen, kollegialem Austausch, 
Coaching, Supervision und spezifischen Fortbildungen (z.B. zu Themen wie Kinderschutz, 
Gewaltschutz, Deeskalation, Datenschutz, verschiedenen Kommunikationsformen, spezifischen 
Krankheitsbildern oder Achtsamkeit) empfohlen. Interne Konzepte zu Einarbeitung, Schulung und 
Qualitätsentwicklung werden fortlaufend überprüft und weiterentwickelt. 
 
Schulassistenz kann durch Personen mit persönlicher Eignung, also sowohl Fachkräften als auch 
Nichtfachkräften erbracht werden. Der jeweilige Einsatz richtet sich nach dem individuellen Bedarf 
des leistungsberechtigten Kindes. Die persönliche Eignung ergibt sich aus Persönlichkeit, 
Kommunikationskompetenz, Empathievermögen, sozialer Kompetenz und der Bereitschaft zum 
Beziehungsaufbau und zu Weiterbildungen der jeweiligen Personen.  
Nichtfachkräfte sind hierbei Personen ohne pädagogische, medizinische oder pflegerische Ausbildung. 
Bedingung für eine Einstellung sind entsprechende Lebenserfahrung, Grundwissen sowie oben genannten 
Kompetenzen, die durch weitere entsprechende Schulungen zur Schulassistenz befähigen.   
 
Fachkräfte verfügen über eine staatlich anerkannte und in der Regel dreijährige Ausbildung in 
pädagogischen, sozialpädagogischen oder heilpädagogischen Bereichen. Dazu zählen unter anderem 
staatlich anerkannte Erzieher*innen, Heilpädagog*innen, Sonderpädagog*innen, 
Rehabilitationspädagog*innen sowie Heilerziehungspfleger*innen. Nach entsprechendem Bedarf bzw. 
Zusatzqualifikation können auch weitere Berufsbilder als Fachkräfte geeignet sein. Die konkrete 
Qualifikation der eingesetzten Fachkräfte ist in der jeweiligen Leistungs- und Vergütungsvereinbarung 
festzuhalten. 
Um eine möglichst große Passgenauigkeit zwischen Leistungsberechtigtem und Leistungserbringer zu 
sichern, empfehlen sich Hospitationen vor Leistungsbeginn und darüber hinaus am Bedarf des Kindes 
ausgerichtete Qualifizierungsmaßnahmen.  
 
Der Leistungserbringer stellt außerdem sicher, dass nur Personen beschäftigt werden, die nicht wegen 
einer in § 124 Abs. 2 SGB IX genannten Straftaten rechtskräftig verurteilt wurden. Das Personal legt dazu 
vor Beginn der Tätigkeit ein erweitertes Führungszeugnis vor, welches nicht älter als drei Monate ist. Der 
Leistungserbringer muss das Führungszeugnis vor Aufnahme der Tätigkeit einsehen und dies in 
regelmäßigen Abständen wiederholen. Eine Frist für die Wiedervorlage ist im Gesetz nicht vorgesehen. 
Man geht von mindestens alle 5 Jahre aus, es gibt jedoch Bereiche, in denen die Wiedervorlage alle 3 Jahre 
vorgesehen ist. 
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Prozessqualität 

Prozessqualität beschreibt das Verfahren der Leistungserbringung (Planung, Strukturierung und 
Umsetzung) und umfasst u.a. Aspekte der Planung und Strukturierung:  

• Einarbeitungsprozess 

• Rollenbeschreibung (Abgrenzung zu schulischen Aufgaben, Beschreibung der 
Unterstützungsmöglichkeiten) 

• Dienstplangestaltung 

• Arbeitszeiterfassung 

• fachgemäße Anleitung 

• regelmäßige Dienstberatung, Fallbesprechungen, Mitarbeitendengespräche 

• Fort- und Weiterbildung 

• Kooperationsprozesse (Kommunikation mit Schule, Sorgeberechtigten, etc.)  
 

und der Umsetzung:  
 

• Beteiligung am Gesamtplanverfahren  

• eine personenzentrierte Leistungserbringung 

• die Stärkung des Selbsthilfepotenzials  

• eine fortwährende Prüfung der individuellen Ziel- und Maßnahmenplanung 

• die Beratung der Leistungsberechtigten 

• Dokumentation der Leistungserbringung (Leistungsnachweise und Falldokumentation) 

• Vermittlung von Wissen über Schutzkonzepte (Gewalt- und Kinderschutz). 
 

Die erbrachte Leistung wird fortwährend schriftlich dokumentiert. Der Leistungserbringer stellt dafür 
angemessene Materialien und Örtlichkeiten zur Verfügung und unterweist die Mitarbeitenden im Rahmen 
der Einarbeitung in die Dokumentationsprozesse.  
 
Die Dokumentation umfasst neben der Dokumentation der Leistung als solcher auch Einsatzpläne und 
Leistungsnachweise. Der Leistungserbringer stellt sicher, dass die Mitarbeitenden hinsichtlich der 
geltenden Datenschutzbestimmungen regelmäßig geschult werden. Besondere Beachtung sollte dabei das 
Medium der Kommunikation und der Dokumentation finden.  
 
Technische Hilfsmittel zur Dokumentation und Arbeitszeiterfassung sind vom Leistungserbringer zur 
Verfügung zu stellen. Zur Absprache mit den Leistungsberechtigten sowie den Standorten der Leitungen 
etc. sollte den Mitarbeitenden eine entsprechende Möglichkeit bereitgestellt werden (Diensthandy, E-
Mailzugang). Die Erreichbarkeit der Schulassistent*innen richtet sich nach der vereinbarten Leistung. 
Leitungen von Assistenzdiensten, fachliche Koordination oder ähnliche Stellen sollten zu üblichen 
Bürozeiten erreichbar sein. 
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Ergebnisqualität/Wirksamkeit 

Die Ergebnisqualität ist als Wirksamkeit der Leistungserbringung zu verstehen. Bei der Beurteilung der 
Wirksamkeit eines Leistungsangebotes ist das angestrebte Ziel des Gesamtplanverfahrens nach § 117 SGB 
IX bzw. das vereinbarte Ziel gemäß Teilhabezielvereinbarung nach § 122 SGB IX mit dem tatsächlich 
erreichten Zustand zu vergleichen. 
 
Bei der Beurteilung der Ergebnisqualität sind das Befinden und die Zufriedenheit des 
Leistungsberechtigten zu berücksichtigen. 
 
Ergebnisse des Teilhabeprozesses sind anhand der festgelegten Ziele regelmäßig vom 
Leistungserbringer zu überprüfen. Zur Wirksamkeit der Leistungserbringung gehört auch die 
Nachhaltigkeit der Zielerreichung. Das Ergebnis der Überprüfung ist zwischen dem Leistungserbringer und 
dem Leistungsberechtigten, seinen Angehörigen oder sonstigen Vertretungsberechtigten zu erörtern und 
in der Prozessdokumentation festzuhalten. 
 
Die Ergebnisqualität und damit die Wirksamkeit der Leistung seitens des Leistungserbringers ist erfüllt, 
wenn die vereinbarte Struktur- und Prozessqualität vorgehalten und die vereinbarten Leistungen 
entsprechend der Gesamtplanung gemäß den vereinbarten Standards durchgeführt wurden.  

Eine Zielerreichung im Einzelfall ist nicht geschuldet. Die Gesamtheit der vorhandenen Strukturen, der 
Prozesse und der eingesetzten Methodik muss jedoch dazu geeignet sein, die Erreichung von 
Teilhabezielen im Einzelfall zu ermöglichen. 
 
Es gelten die Vereinbarungen des Brandenburger Rahmenvertrags nach § 131 SGB IX. Die Aussagen im 
Rahmenvertrag (oben teilweise zitiert) differenzieren nicht ausreichend zwischen Wirksamkeit und 
Wirkungskontrolle.  
Abgegrenzt von der Wirksamkeit als Form der Ergebnisqualität ist der Prozess der Wirkungskontrolle zu 
sehen.  
Zur Wirkungskontrolle gehört die Prüfung des Zielerreichungsgrades der vereinbarten Teilhabeziele. 
Während des Leistungszeitraums sind ständig die Umsetzung der Maßnahmen sowie die fachliche 
Angemessenheit des Angebots zu prüfen. Die individuell vereinbarten Ziele werden ebenfalls regelmäßig 
überprüft und mit dem tatsächlich erreichten Fortschritt/Zustand verglichen. Die Ergebnisse werden mit 
dem Leistungsberechtigten, den Personensorgeberechtigten/Angehörigen und weiteren Personen 
erörtert und in einer geeigneten Prozessdokumentation (Bsp. Bericht) beschrieben. Die Zufriedenheit der 
leistungsberechtigten Person sowie deren Personensorgeberechtigten werden berücksichtigt. Damit diese 
Berücksichtigung findet, können verschiedene Partizipationsmöglichkeiten vom Leistungserbringer 
etabliert werden. Dazu zählen:  

• Beteiligungskonzepte für die leistungsberechtigten Kinder und deren Sorgeberechtigten 

• Beschwerdemanagement 

• interne Auswertung von Rückmeldungen  

• die Ermöglichung einer nachhaltigen Bearbeitung von Teilhabezielen 

• die Erläuterung und Vermittlung der Ergebnisse der durchgeführten Teilhabeleistungen 
gegenüber dem Leistungsberechtigten & Personensorgeberechtigten 

• Dokumentation 
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• Besprechen von konkreten Indikatoren für gelingende Assistenz: Stabilität des Schulbesuchs, 
soziale Einbindung, Kompetenzentwicklung, etc. 

• Umgang mit Nicht-Erreichung von Zielen 
 

In den rechtlichen und fachlichen Vereinbarungen und Kommentaren zur Ergebnisqualität wird der 
Zufriedenheit ein hoher Wert beigemessen. Das ist richtig. Wunsch- und Wahlrecht sowie Partizipation 
sind wesentlich, wenn es um eine Zielerreichung und Teilhabe geht. Jedoch ist Teilhabe als 
gesellschaftliches Ziel und Menschenrecht auch verbunden mit Wechselwirkungen, die als 
Herausforderung und zeitweise frustrierend und reibungsvoll wahrgenommen werden können. Zu jeder 
(Schul-)Biografie gehören auch Zweifel, Herausforderungen, anstrengende Lernerfahrungen und 
entwicklungspsychologisch normale „Reibungen“. 

5.6 Exkurs: Empfehlungen zur Personalentwicklung   

Personalentwicklung von Leistungserbringern der Eingliederungshilfe ist Kern der 
Unternehmensentwicklung.  
Die Rolle der Leistungserbringer geht dabei weit über die reine Vermittlung von Assistenzpersonal 
hinaus: Sie tragen die Verantwortung für die Qualitätssicherung, fachliche Begleitung und 
kontinuierliche Weiterentwicklung sowie nachhaltige Personalbindung.  

Die Leistungserbringung der Schulassistenz ist geprägt durch hohe Anforderungen, komplexe 
Fallkonstellationen, selbstständiges Arbeiten und besondere Arbeitszeitregelungen. Letztlich müssen 
Schulassistent*innen allein arbeiten können. Im täglichen Alltag sind sie nur im Hintergrund mit Team- 
und Führungsstrukturen verbunden. 

Die Dienst- und Fachaufsicht obliegt dem Leistungserbringer.  
Kooperationsvereinbarungen mit den Schulen, die Einsatzorte für Schulassistenzen sind, werden 
empfohlen.  
Zu regeln sind:  

• klare und verlässliche Arbeitsstrukturen   

• verbindliche Regelungen zu Rollen- und Aufgabenabgrenzungen 

• Zusammenarbeit 

• Weisungsbefugnisse 

• Umgang mit Krankheit und Vertretung sowie  

• Konfliktmanagement 

Es sind auch Pausenregelungen und Möglichkeiten des zeitlichen und räumlichen Rückzugs zu klären. 
In diesen Pausenzeiten erbringen die Schulassistent*innen keine Pflichten.  

Die Aufsichtspflicht über die leistungsberechtigten Personen verbleibt grundsätzlich bei der Schule 
bzw. beim eingesetzten Lehrpersonal. Dies ist eine wesentliche rechtliche und organisatorische 
Grundlage und sollte im Rahmen der Qualitätssicherung klar dokumentiert und kommuniziert werden. 
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Zur Sicherstellung einer kontinuierlichen fachlichen Entwicklung sowie zur strukturellen Einbindung 
der Mitarbeitenden sieht die Personalentwicklung verschiedene Maßnahmen vor. Dazu können u.a. 
gehören: 
 
• verbindliche Team- und Fortbildungstage in den Herbst- und/oder Winterferien 
• Einzelcoaching durch erfahrene Kolleg*innen sowie externe Supervision 
• Hospitationen durch Führungskräfte, sowohl zu Beginn der Tätigkeit als auch im weiteren Verlauf 
• ein Wegweisertag als strukturierter Einstieg für neue Mitarbeitende 
• eine langfristige und verbindliche Fortbildungsplanung (z. B. jährlich) 
• regelmäßige kollegiale Fallberatungen 
• Fokus auf Zusammenarbeit richten und (unbewusste) Konkurrenzen zwischen den Professionen 

verhindern sowie 
• die Absicherung einer Rufbereitschaft durch die Leitung bei kurzfristigen Notfällen oder 

personellen Ausfällen 

Besonderes Augenmerk muss im Rahmen der Personalentwicklung auf die Themen Nähe und Distanz 
sowie die Rollenabgrenzung gegenüber Schule und Familie gelegt werden.  

Das Autor*innenteam hat die Angebote der Bundesagentur für Arbeit zu zertifizierten Kursen für 
angehende Schulassistenzen kritisch hinterfragt.  Wesentliche Grundregeln werden nicht 
ausreichend praxisnah vermittelt. Das Autor*innenteam empfiehlt daher leistungserbringerinterne 
bzw. -übergreifende Fortbildungen bzw. Onboardingprozesse zu etablieren.  
 

6. Empfehlungen zur Vergütung der Schulassistenz  

Aktuell finden sich in Brandenburg sehr unterschiedliche Vergütungsstrukturen in der Schulassistenz, 
die Situation ist unübersichtlich: in den Landkreisen, z.T. sogar auf einzelne Leistungserbringer 
bezogen, haben sich Verfahren ausdifferenziert, denen eher pragmatische Überlegungen in der 
Entstehungsgeschichte der Dienste (z.B. die Anstellung von besonderen Personengruppen, 
Übernahme einer Vergütungsstruktur aus anderen Leistungsbereichen oder aus einem anderen 
Landkreis usw.) zugrunde lagen. Vorherrschend wird mit einer Fachleistungsstundensystematik 
gearbeitet, es existieren aber auch (noch) wenige Vereinbarungen in Form der Tagessatzfinanzierung. 
 
Die etablierten Verfahren zur Preisermittlung bei Fachleistungsstunden (FLS) können für die 
Vergütungsfindung in der Schulassistenz grundsätzlich herangezogen werden. Auch hier bietet sich an, 
die Gesamtgestehungskosten auf Basis einer „Durchschnitts-Vollzeitkraft“ zu ermitteln und dann diese 
Jahreskosten durch die durch eine Vollzeitkraft jährlich abrechenbaren Stunden („Divisor“) zu teilen. 
Die auch in allen anderen Bereichen anspruchsvolle Ermittlung des Divisors erfordert in der 
Schulassistenz allerdings eine zusätzliche Auseinandersetzung mit den leistungsspezifischen 
Einflussfaktoren „Ferienzeiten“ und „Kind krank“. Die Kalkulation des FLS-Preises wird durch diese 
Einflussfaktoren also noch schwieriger, dass vor diesem Hintergrund die oben angesprochenen 
pragmatischen Lösungen entstanden sind, verwundert nicht.  
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6.1 Vergütungsrelevante Rahmenbedingungen 

Vor der Berechnung eines Preises ist zu klären, welche Leistungen für den Leistungserbringer 
abrechenbar sind, d.h. wann und in welchem Umfang der Einsatz einer Assistenzkraft (oder weiterer 
Unterstützungskräfte) gegenüber dem Leistungsträger abgerechnet werden kann. Hierbei sind 
folgende Leistungs-Bestandteile zu betrachten:  

• Zeitkorridor für Leistungen: Einige Leistungsträger akzeptieren die Leistungsabrechnung z.B. erst 
mit dem Beginn der ersten Schulstunde. Oft ist der Einsatz der Assistenzkraft aber schon vorher 
notwendig (z.B. Abholen des Kindes vom Fahrdienst.)  

• Fallspezifische Für-Leistungen: Gemeint ist die fallbezogene Dokumentation, Übergaben und 
Absprachen mit Lehrer*innen, Angehörigen oder Kolleg*innen, Fallberatungen oder -
supervisionen, Vorbereitungszeiten, Fahrtzeiten usw. – sofern diese außerhalb der als face-to-
face abrechenbaren Zeiträume stattfinden.  

• Fallunspezifische Leistungen, d.h. insbesondere Fortbildungen, Teamsitzungen, betrieblich 
notwendige Schulungen, Besuch der Mitarbeiterversammlung, allgemeine Dienstorganisation 
und Rüstzeiten ... 

• „no-show“ – Die Assistenzkraft ist vor Ort, das Kind aber nicht (z.B. wegen kurzfristiger Erkrankung 
oder einer Krisensituation), d.h. der Leistungserbringer bietet Leistungen an, die aber nicht 
abgerufen werden.  

• Ferienzeiten: Im Jahresverlauf hat das Kind an rund 60 Tagen schulfrei. In dieser Zeit kann i.d.R. 
keine Leistung erbracht bzw. abgerechnet werden, die vertraglich gebundene Assistenzkraft muss 
aber bezahlt werden. Selbst wenn die Assistenzkraft entsprechend einer Verabredung oder aus 
eigenem Interesse in diesen Zeiten ihren kompletten Jahresurlaub nimmt, entstehen 
Leerlaufzeiten.  

• Auslastung: Die Assistenzkräfte sind vertraglich an den Leistungserbringer gebunden. Scheiden 
Kinder aus der Betreuung aus, können für die Assistenzkraft Leerlaufzeiten entstehen. 
Insbesondere bei Kindern, die am Ende des regulären Schuljahres die Schule beenden, kommt es 
zu einem Zeitraum von mindestens sechs Wochen, in denen der Assistenzkraft keine andere 
Unterstützung zugeordnet werden kann. Die Auslastung beschreibt einen anderen Tatbestand als 
die „no-show“-Regelung!  

 
Allen diesen genannten (Neben-)Leistungen ist gemein: Wenn sie nicht direkt mit dem Stundensatz 
abrechenbar sind, müssen sie pauschaliert in den FLS-Preis einkalkuliert werden. Zu den meisten dieser 
Bestandteile gibt es Erfahrungen oder eine Praxis aus dem Bereich der ambulanten Betreuung, an die 
sich angelehnt werden kann. Die Position „Ferienzeiten“ ist allerdings schwer abbildbar und bringt 
jede, bis zu diesem Punkt gut überlegte Kalkulation, an ihre Grenzen: Werden tatsächlich alle 
Bestandteile einzeln und ohne Einbezug von Steuerungs- und Synergieeffekten (s.o.: die Assistenzkraft 
nimmt in den Schulferien ihren Urlaub oder Assistenzkräfte können in Leerlaufzeiten an anderen Orten 
flexibel eingesetzt werden) durchkalkuliert und aufsummiert, dann entstehen 
Fachleistungsstundenpreise, die nicht mehr vermittelbar sein werden. 
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6.2 Gesamtgestehungskosten auf Basis einer „Durchschnitts-Vollzeitkraft“ 

Sämtliche Gestehungskosten des Dienstes werden prospektiv ermittelt und durch Division mit der 
Anzahl der Vollzeitkräfte auf eine „Durchschnitts-Vollzeitkraft“ umgerechnet:  

• Personalkosten: Arbeitgeber-Bruttopersonalkosten (Hochrechnung auf den angestrebten 
Vergütungszeitraum), Lohnnebenkosten usw. 

• Fachliche Leitung (ist diese vorhanden?) 

• Sachkosten, Kosten für Fortbildung, Mobilität, Kommunikation usw. 

• Overhead / Verwaltung, ggf. als pauschaler Zuschlag 
 

6.3 Berechnung des Divisors 

Zuerst wird die Netto-Jahresarbeitszeit einer Durchschnitts-Vollzeitkraft berechnet, im zweiten Schritt 
werden die unter 6.1 betrachteten, nicht vergüteten Nebenleistungen durch Abzug von der Netto-
Jahresarbeitszeit einkalkuliert.  
 

• Die Netto-Jahresarbeitszeit ergibt sich durch eine Reduzierung der Brutto-Jahresarbeitszeit 
(vertragliche Wochenarbeitszeit x 52,14) um Abwesenheitstage durch Urlaub, Krankheit, 
Wochenfeiertage und weiteren Abwesenheiten (Krankentage sollten nicht unter 20 Tagen 
angesetzt werden). Von den 260 Wochentagen des Jahres bleiben ca. 200 Tage Netto übrig – dies 
entspricht je nach Wochenarbeitszeit gut 1.500 h. Alternativ kann die KGST-Normalarbeitszeit 
(2025: 1514h) herangezogen werden.  

• Die Kalkulation der Nebenleistungen geschieht im Bereich der ambulanten Angebote in der Regel 
durch prozentuale Abschläge von der Netto-Jahresarbeitszeit. (z.B. aus dem Rahmenvertrag NRW: 
bei Unterstützender Assistenz ein Abschlag von 17,5% für „mittelbare und indirekte“ 
Leistungsbestandteile). Es ergeben sich dadurch Divisoren von ca. 1200-1300 h. Zusätzlich ist noch 
die Ferienzeit einzukalkulieren, wobei die oben genannten Steuerungseffekte einzurechnen sind.  

 
In bestehenden Diensten empfiehlt es sich, den Divisor auf Grundlage der betrieblichen Erfahrungen 
zu ermitteln: Wie viele Stunden können im Geschäftsjahr je Vollkraft tatsächlich abgerechnet werden?  
 

6.4 Ermittlung Fachleistungsstundenpreis 

Der Quotient aus den Gesamtgestehungskosten auf Basis einer „Durchschnitts-Vollzeitkraft“ 
(6.2) und dem Divisor (6.1) wird im letzten Schritt mit einem Auslastungsfaktor und einem Risiko-
/Wagniszuschlag bewertet.  
 
Insgesamt ist festzustellen, dass die Preisfindung für Schulassistenz nie zu einem „genauen“ Ergebnis 
führen wird, denn insbesondere die leistungsspezifischen Einflussfaktoren „Ferienzeiten“ und „Kind 
krank“ sind schwer fassbar. Entscheidend ist daher – in bestehenden Diensten – die Bewertung der 
Auskömmlichkeit in der Retrospektive.  
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7. Fachpolitische Grundsätze zur Abgrenzung anderer Leistungen   

7.1 Zur Abgrenzung der Leistungen des SGB V und SGB XI  

 

Leistungen nach dem SGB V werden als Sach- und Dienstleistungen erbracht, soweit das SGB V oder 
das SGB IX nichts Abweichendes vorsehen (§ 2 Abs. 2 SGB V). Zu den Leistungsarten gehören auch 
Leistungen zur Behandlung einer Krankheit (§§ 27 bis 52 SGB V), worunter insbesondere die häusliche 
Krankenpflege als Behandlungspflege, und zwar auch in der Schule, zählt und die im Einzelfall 
erforderliche Behandlungspflege umfasst (§ 37 Abs. 2 SGB V). Diese Leistungen sind am Ort des 
Leistungsgeschehens von der Krankenversicherung sicherzustellen und Eltern bei der Umsetzung 
dieser Leistungen zu unterstützen (siehe auch: Richtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses über 
die Verordnung von häuslicher Krankenpflege i.d.F. vom 16.10.2025, Häusliche Krankenpflege-RL)18. 
Dabei hat „die oder der Versicherte (…) nur dann einen Anspruch auf häusliche Krankenpflege, wenn 
und soweit sie oder er die erforderliche(n) Verrichtung(en) nicht selbst durchführen oder eine im 
Haushalt lebende Person die Versicherte oder den Versicherten in dem erforderlichen Umfang nicht 
pflegen und versorgen kann (§ 1 Abs. 5 Häusliche Krankenpflege-Richtlinie). 
 
Zu unterscheiden ist des Weiteren, ob die konkrete behandlungspflegerische Maßnahme aus 
medizinischen Gründen von einer entsprechenden Fachkraft erbracht werden muss, oder ob sie auch 
von einer Nicht-Fachkraft geleistet werden kann. Ein Beispiel für diese Abgrenzung ist die Begleitung 
von Kindern und Jugendlichen mit einer Diabetes Typ I – Erkrankung in der Schule, die als gemeinsame 
Aufgabe aller Beteiligten begriffen werden sollte. Blutzuckermessung und Insulingabe dürfen auch 
geschulte Personen (Lehrkräfte, Assistenzkräfte usw.) durchführen. Sind keine solchen Personen 
vorhanden, liegt der Sicherstellungsauftrag für diese behandlungspflegerischen Leistungen bei der 
Krankenkasse und muss entweder als Sachleistung oder, bei einer Selbstbeschaffung der Leistung 
durch die Eltern, als Kostenerstattungsleistung bewilligt werden. Häufig wird die Erbringung dieser 
Leistungen einfachster Behandlungspflege im Rahmen einer Leistungs- und Vergütungsvereinbarung 
der Assistenzfachkraft obliegen (s. beispielsweise die „Rahmenvereinbarung zur Leistungserbringung 
und Finanzierung der schulischen Inklusionsassistenz für schulpflichtige Kinder und Jugendliche mit 
Behinderungen im gemeinsamen Unterricht in den Jahrgangsstufen 1 bis 10 an öffentlichen Schulen 
und Ersatzschulen in Berlin (RV schulische Inklusionsassistenz – RV-SchulInklAs“ ) 
  
Fazit: Leistungserbringer der Schulassistenz entscheiden, ob sie einfachste medizinische 
Behandlungspflege erbringen – siehe Punkt 5.4.  
Weitere Leistungen des SGB V sind im Rahmen der Schulassistenz nicht zu erbringen.  
 

Eingliederungshilfe (hier Schulassistenz) ist nicht nachrangig zu Leistungen der Pflegeversicherung 
nach SGB XI (§§13 Abs. 3 SGB XI). Bei gleichzeitigem Bedarf an Pflegeleistungen und Schulassistenz 
muss eine Abstimmung im Gesamtplanverfahren erfolgen. In der Regel werden dann pflegerische 
Unterstützungsleistungen in den Lebensbereichen Motorik und Selbstversorgung als 
Teilhabeleistungen erbracht (siehe Punkt. 5.4).  
 
  

https://www.g-ba.de/downloads/62-492-3999/HKP-RL_2025-10-16_iK-2025-12-12.pdf
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Sind Pflegesachleistungen sowie behandlungspflegerische Leistungen zwingend erforderlich, sind 
diese von externen ambulanten Diensten außerhalb bzw. parallel der Leistungen der Schulassistenz zu 
erbringen. Im Rahmen der Gesamtplanungen sind personenzentrierte Regelungen für Kinder und 
Jugendliche so normal als möglich zu verabreden.  
 
Außerdem sind vorrangige Ansprüche gegenüber Unfallversicherung oder sozialem 
Entschädigungsrecht (s. z.B. § 10 Abs. 1 SGB VIII, § 28 Abs. 1 SGB XIV, BMAS-Rundschreiben vom 19. 
Februar 2025 - Vb6 - 53408/8) zu prüfen. 
 

7.2 Zur Trennung der Aufgaben Schule/Förderschule und Schulassistenz  

Die Schulassistenz im Rahmen der Eingliederungshilfe dient ausschließlich dazu, Kindern und 
Jugendlichen mit Behinderung die Teilhabe am Unterricht zu ermöglichen. Die Vermittlung von 
Lerninhalten bleibt immer Aufgabe der Schule und darf nicht von Schulassistent*innen übernommen 
werden. Schulassistenz umfasst daher nur unterstützende Tätigkeiten außerhalb des pädagogischen 
Kernbereichs (s. z.B. Bundessozialgericht v. 22.3.2012 – B 8 SO 30/10 R)19. 
Typische Aufgaben sind u.a. die Organisation des Arbeitsplatzes, Bereithalten von Materialien, 
Unterstützung bei Verhalten, Konzentration und Aufgabenverständnis, Wiederholung von 
Arbeitsanweisungen, emotionale Stabilisierung, Krisenprävention, motorische Hilfen, Strukturierung 
offener Unterrichtssituationen, Unterstützung bei Gruppenarbeiten sowie Hilfen im Sport- oder 
Schwimmunterricht.  
 
In Regelschulen gliedern sich die Aufgaben der Schulassistenz in lebenspraktische Hilfen, Mobilität, 
soziale und emotionale Unterstützung, Krisenintervention sowie Kommunikationshilfen. Abzugrenzen 
davon sind die Aufgaben der Lehrkräfte, insbesondere die didaktische Aufbereitung des Lernstoffs und 
die individuelle Förderung. Überschneidungen lassen sich jedoch nicht vollständig vermeiden, etwa bei 
der Wiederholung von Aufgabenstellungen oder Motivation. Der individuelle Bedarf wird im 
Gesamtplanverfahren ermittelt, unter Berücksichtigung von Beeinträchtigung, Klassensituation, 
sonderpädagogischer Qualifikation der Lehrkraft und Ausstattung der Schule. 
 
In Förderschulen ist die Abgrenzung komplexer. Zwar gelten ähnliche Aufgabenbereiche wie in 
Regelschulen, jedoch gibt es hier zusätzlich pflegerisches oder betreuendes schulisches Personal. 
Schulassistenz kommt nur dann in Betracht, wenn dessen Kapazitäten nicht ausreichen und ein 
ungedeckter individueller Bedarf besteht. Besonders herausfordernd ist die Unterscheidung 
lebenspraktischer Tätigkeiten: in Förderschulen können diese Lernziele des Unterrichts sein (z.B. 
Essen, An‑ und Auskleiden) und dürfen dann nicht durch Schulassistenz übernommen werden. Nur 
wenn das Erlernen dieser Fähigkeiten für ein Kind nicht möglich ist, können entsprechende Hilfen Teil 
der Eingliederungshilfe sein. 
 
Schulen müssen zudem strukturelle Maßnahmen prüfen, die Teilhabe ermöglichen oder individuellen 
Unterstützungsbedarf reduzieren, etwa barrierefreie Zugänge, organisatorische Anpassungen oder der 
Einsatz sonderpädagogischer und assistiver schulinterner Kräfte. 
  

https://openjur.de/u/330615.html
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Das öffentliche Schulsystem trägt die zentrale Verantwortung für die Bildung aller Kinder und 
Jugendlichen, einschließlich junger Menschen mit Behinderung. Die Gerichte haben hierfür einen 
„Kernbereich der pädagogischen Arbeit“ definiert, der ausschließlich der Schule zugeordnet ist. 
Leistungen, die diesen Kernbereich betreffen, dürfen nicht von Sozialleistungsträgern übernommen 
werden. Nach aktueller höchstrichterlicher Rechtsprechung umfasst dieser Kernbereich ausschließlich 
die Vermittlung von Lerninhalten, also die reine Wissensvermittlung. Tätigkeiten der Schulassistenz, 
die in diesen Bereich fallen würden, sind daher vom Landesschulrecht sicherzustellen (dazu auf Seite 
7 mit Verweisen zur Rspr.: Empfehlungen des Deutschen Vereins)20. 
 
Während eine Mindermeinung den Kernbereich schulrechtlich versteht und sämtliche im Schulrecht 
definierten Aufgaben – einschließlich inklusiver Beschulung – der Schule zuschreibt, folgt die 
überwiegende Rechtsprechung einer sozialrechtlichen Auslegung, wonach der Kernbereich eng 
auszulegen ist. Demnach gehören die meisten Tätigkeiten der Schulassistenz nicht zum Kernbereich 
und können grundsätzlich von der Eingliederungshilfe oder Jugendhilfe unterstützt werden. 
 
Allerdings bedeutet die Nichtzugehörigkeit zum Kernbereich nicht automatisch, dass diese Aufgaben 
außerhalb der schulischen Verantwortung liegen. Der umfassende Bildungs- und Erziehungsauftrag der 
Schule – zu dem heute auch die Umsetzung inklusiver Beschulung zählt – bleibt weiterhin primär 
schulische Aufgabe. Dennoch ist das gegliederte System der Sozialleistungen nach §§ 6 SGB IX, 10 SGB 
VIII  
und 2 SGB XII weiterhin erforderlich, um Einzelfälle zu unterstützen, in denen die Schule den Bedarf 
nicht vollständig decken kann. In solchen Fällen muss der Träger der Eingliederungshilfe zunächst die 
Leistung erbringen und kann anschließend ggf. im Wege der Überleitung nach § 141 SGB IX bzw. § 95 
SGB VIII Rückgriff beim Schulträger nehmen, sofern ein subjektiver Rechtsanspruch gegen diesen 
besteht. 
 
Darüber hinaus übernimmt die Schule weitere Aufgaben, etwa die Sicherstellung von Schulassistenz 
als Teil ihres inklusiven Bildungsauftrags. Streitigkeiten über Zuständigkeiten zwischen 
Sozialleistungsträgern und Schulverwaltung dürfen jedoch nicht zulasten der Leistungsberechtigten 
gehen, sondern müssen in einem transparenten Verfahren geklärt werden. Für eine nachhaltige 
inklusive Entwicklung empfiehlt sich die Verankerung systemischer Assistenz im Schulrecht, während 
individuelle persönliche Assistenz weiterhin Aufgabe der Sozialleistungsträger bleibt. Pflegerische 
Maßnahmen können sowohl schulisches pädagogisches Handeln als auch sozialrechtliche 
Assistenzleistungen betreffen. 
  

https://www.deutscher-verein.de/empfehlungen-stellungnahmen/detail/empfehlungen-des-deutschen-vereins-von-der-schulbegleitung-zur-schulassistenz-in-einem-inklusiven-schulsystem/
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8. Empfehlungen zum Verfahren bei der Beantragung von Leistungen der 
(Schul-)Assistenz durch den Leistungsberechtigten bzw.  seine gesetzlichen 
Vertreter 

8.1 Allgemeines zum Antragsverfahren 

Leistungen der Eingliederungshilfe nach SGB VIII und IX - also auch die (Schul-) Assistenzleistungen - 
werden grundsätzlich nur auf Antrag erbracht. Mit dem Antrag wird ein Verwaltungsverfahren in Gang 
gesetzt, das im SGB IX geregelt ist. Der Antrag sollte frühzeitig gestellt werden, da der Antragseingang 
auch den zeitlichen Beginn des eventuellen Anspruchs auf Leistungen begründet. Eltern / 
Leistungsberechtigte haben dabei einen Anspruch auf Beratung durch die Träger der 
Teilhabeleistungen (Rehabilitationsträger). 
 
Junge Menschen, die Leistungen der Eingliederungshilfe wegen einer Behinderung oder wegen einer 
drohenden Behinderung geltend machen, sowie ihre Mütter, Väter, Personensorge- und 
Erziehungsberechtigten haben bei der Antragstellung, Verfolgung und Wahrnehmung dieser 
Leistungen Anspruch auf Unterstützung und Begleitung durch einen Verfahrenslotsen. Der 
Verfahrenslotse soll die Leistungsberechtigten bei der Verwirklichung von Ansprüchen auf Leistungen 
der Eingliederungshilfe unabhängig unterstützen sowie auf die Inanspruchnahme von Rechten 
hinwirken. Die Verfahrenslotsen sind beim örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe angesiedelt. 
 
Darüber hinaus gibt es mit den Beratungsstellen der EUTB die Möglichkeit einer unabhängigen, 
ergänzenden Beratung, die bereits vor der Beantragung konkreter Leistungen zur Verfügung steht.  
 
 
Es gibt mehrere Rehabilitationsträger (u.a. die gesetzliche Krankenversicherung und der Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe) und grundsätzlich kommt es nicht darauf an, bei welchem der Antrag gestellt 
wird. Wenn im Einzelfall für die Begleitung eines Kindes in der Schule neben dem Träger der 
Eingliederungshilfe beispielsweise auch die gesetzliche Krankenversicherung in Frage kommt, ist ein 
Antrag an einen der beiden Rehabilitationsträger ausreichend. Auch muss der Antrag nicht bereits alle 
für erforderlich gehaltenen Leistungen enthalten. Die allgemein gehaltene Beantragung von 
Teilhabeleistungen genügt. Unter den Rehabilitationsträgern soll nach den gesetzlichen Vorgaben 
geklärt werden, wer als "leistender Rehabilitationsträger" den Bedarf feststellt und die Leistungen 
erbringt. Dahinter steckt die Idee des SGB IX von Leistungen "aus einer Hand". Kommen Leistungen 
mehrerer Rehabilitationsträger in Betracht, bleibt der leistende Rehabilitationsträger verantwortlich 
für die Durchführung des weiteren (Teilhabeplan-) Verfahrens in Abstimmung mit den beteiligten 
Rehabilitationsträgern bzw. stellt den Bedarf selbst nach allen in Betracht kommenden 
Leistungsgesetzen umfassend fest.   
 
Anmerkung: Leider werden die sehr klar durch das SGB IX vorgegebenen Verfahrensschritte in der 
Praxis auch sieben Jahre nach Aufnahme in das Gesetz nicht einheitlich angewandt und die Leistungen 
wegen vermeintlicher Unzuständigkeit gegenüber dem Leistungsberechtigten abgelehnt. 
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8.2 Zum Verfahrensverlauf und zu Fristen 

Die Entscheidung über den Antrag ist an Fristen gebunden. Diese hängen davon ab, ob 
• der Rehabilitationsträger, bei dem der Antrag gestellt wurde, sich für zuständig hält oder den 

Antrag nicht innerhalb von zwei Wochen an einen anderen Rehabilitationsträger weiterleitet 
(= leistender Rehabilitationsträger) --> dann hat die Entscheidung innerhalb von drei Wochen 
nach Antragseingang zu erfolgen 

• der Antrag innerhalb von zwei Wochen an einen anderen Rehabilitationsträger weitergeleitet 
wurde (dieser Rehabilitationsträger wird dann automatisch leistender Rehabilitationsträger) -
-> dann hat die Entscheidung innerhalb von fünf Wochen nach Antragseingang zu erfolgen 

• für die Feststellung des Bedarfs ein Gutachten eingeholt werden muss -->   dann verlängert 
sich die Entscheidungsfrist auf zwei Wochen nach Vorliegen des Gutachtens (das Gutachten ist 
unverzüglich in Auftrag zu geben)   

• weitere Rehabilitationsträger beteiligt werden müssen --> dann verlängert sich die Frist von 
drei auf sechs Wochen (bzw. acht Wochen) 

• bei Beteiligung weiterer Rehabilitationsträger eine Teilhabekonferenz stattfindet --> dann ist 
innerhalb von zwei Monaten zu entscheiden 

  
Leider sind an die Nichteinhaltung der genannten Fristen keine konkreten Konsequenzen geknüpft, 
was es für Eltern von Leistungsberechtigten schwer macht, die Einhaltung durchzusetzen. 
 
§ 18 Abs. 6 SGB IX regelt, dass der Rehabilitationsträger Kosten für selbstbeschaffte Leistungen zu 
erstatten hat, wenn er eine unaufschiebbare Leistung nicht rechtzeitig erbringen konnte oder eine 
Leistung zu Unrecht abgelehnt hat. Voraussetzung ist jedoch, dass die Leistung notwendig war. Dies 
hat zur Folge, dass stets - nachträglich- eine Prüfung der Erforderlichkeit erfolgt und 
Leistungsberechtigte sich daher nicht sicher sein können, dass ihre Aufwendungen erstattet werden. 
 
Entscheidet der Rehabilitationsträger über den Antrag nicht, kann Untätigkeitsklage erhoben werden; 
allerdings ist diese erst sechs Monate nach Antragstellung zulässig. Und auch dann, wenn die 
Untätigkeitsklage erfolgreich ist, wird damit nicht inhaltlich über den Teilhabeanspruch entschieden, 
sondern der Rehabilitationsträger verurteilt, die beantragte Entscheidung vorzunehmen, also den 
Bescheid zu erteilen. In dringenden Fällen bleibt die Möglichkeit, bei dem zuständigen Sozialgericht 
einen Antrag auf Einstweilige Anordnung zu stellen, um eine vorläufige Regelung zu erstreiten. 
   

8.3 Zur Entscheidung und deren Grundlagen 

Mit der Entscheidung über den Antrag ist der Bewilligungs- bzw. Ablehnungsbescheid gemeint. Diesem 
Bescheid zwingend vorgeschaltet ist die Durchführung des Gesamtplan- bzw. Teilhabeplanverfahrens. 
Ein wichtiger Bestandteil des Gesamtplan- bzw. Teilhabeplanverfahrens ist die Bedarfsermittlung, die 
in Brandenburg mit dem Bedarfserfassungsinstrument "Integrierter Teilhabeplan" für 
Leistungsberechtigte ab dem sechsten Lebensjahr durchgeführt wird. Bei minderjährigen 
Leistungsberechtigten nimmt der zuständige örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe grundsätzlich 
beratend am Gesamtplanverfahren teil. Der Gesamtplan wird dem Leistungsberechtigten zur 
Verfügung gestellt. Für den Teilhabeplan muss dasselbe gelten. Ist im Falle der Durchführung eines  
  



 

 

Seite 34 von 39 

Teilhabeplanverfahrens der Träger der öffentlichen Jugendhilfe der leistende Rehabilitationsträger, 
müssen ergänzend die Vorschriften für den Hilfeplan nach SGB VIII herangezogen werden.  
 
Am Ende des Verfahrens wird ein Gesamtplan / Teilhabeplan erstellt, auf dessen Grundlage die 
erforderlichen Leistungen in einem Verwaltungsakt (Bescheid) festgestellt werden. Nach der 
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (siehe oben) dürfen Leistungen in der Eingliederungshilfe 
regelmäßig nicht von vornherein befristet werden; vielmehr hat der Rehabilitationsträger von sich aus 
regelmäßig in von ihm für erforderlich gehaltenen Zeiträumen den bewilligten Bedarf zu prüfen, 
gemäß § 121 SGB IX spätestens nach zwei Jahren. 
 

8.4 Zur Ausnahme im Eilfall 

§ 120 Abs. 4 SGB IX regelt eine Ausnahme zum Grundsatz der Gewährung von Leistungen nach 
Durchführung des Bedarfsermittlungsverfahrens. Liegt ein Eilfall vor (dabei dürfte es stets auf den 
jeweiligen Einzelfall ankommen), erbringt der Träger der Eingliederungshilfe vor Beginn des 
Gesamtplanverfahrens (und ggf. entsprechend nach Beginn, aber vor Abschluss desselben) vorläufige 
Leistungen (bis zum Abschluss des Gesamtplanverfahrens). Plötzlich auftretende Bedarfslücken sollen 
damit gedeckt werden. Als Beispielsfall nennt die Gesetzesbegründung den plötzlichen Tod eines 
nahen Angehörigen.  
 
Der Umfang der Leistungen steht im Ermessen des Trägers der Eingliederungshilfe, nicht aber die 
Entscheidung über die Erbringung von Leistungen selbst. Bei nicht rechtzeitiger Leistungserbringung 
oder Bewilligung des Trägers der Eingliederungshilfe kann § 18 Abs. 6 SGB IX (oben unter 8.2) 
herangezogen werden, d.h., der Träger der Eingliederungshilfe muss Kosten des Leistungsberechtigten 
für selbstbeschaffte Leistungen erstatten. Im Falle der Ablehnung vorläufiger Leistungen kann eine 
Einstweilige Anordnung beim zuständigen Sozialgericht beantragt werden. 
 
Es gibt im Gesetz keinen Hinweis darauf, dass die vorläufige Leistung gesondert beantragt werden 
muss.  

 
 
8.5 Möglichkeiten des Rechtsschutzes 

Werden die aus Sicht der Leistungsberechtigten erforderlichen Leistungen durch Bescheid abgelehnt 
oder nicht im beantragten Umfang bewilligt, hat er die Möglichkeit, gegen die Entscheidung 
Widerspruch einzulegen. Wird über den Widerspruch nicht innerhalb von drei Monaten entschieden, 
kann auch Untätigkeitsklage erhoben werden (s.o.); führt der Widerspruch nicht zur gewünschten 
Änderung der Entscheidung, kann Klage vor dem zuständigen Sozialgericht erhoben werden. Auch hier 
gibt es die Möglichkeit des einstweiligen Rechtsschutzes durch Beantragung einer Einstweiligen 
Anordnung. 
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Wichtig ist die Einhaltung der Fristen, innerhalb derer die leistungsberechtigte Person das Rechtsmittel 
einlegen kann. Die Fristen müssen jeweils einer Rechtsmittelbelehrung auf dem Bescheid entnommen 
werden können.   
  
Leistungserbringer können Anfragende und später auch Eltern begleiteter Kinder unterstützen, indem 
sie das Verfahren zumindest in Grundzügen kennen und Hinweise zu den Möglichkeiten geben, wo 
Leistungsberechtigte sich beraten lassen, ob, wann und wie sie Rechtsmittel einlegen und wie sie evtl. 
argumentieren können. 

9. Empfehlungen zur Gestaltung von Arbeitsverträgen    

Die Leistungen der Schulassistenz haben die Besonderheit, dass die Erbringung der Leistungen in 
zeitliche Abschnitte aufgeteilt werden (muss). Ein Schuljahr bildet die maßgebliche Zeiteinheit, die 
weiter in Schulhalbjahre und Zeiten zwischen den Schulferien eingeteilt werden können. 
Dementsprechend zeigen die die Schulassistenzleistungen gewährenden Bescheide häufig 
Befristungen, die sich zwischen drei Monaten und einem Schuljahr bewegen. Auch wenn nach der 
oben erwähnten Rechtsprechung des Bundessozialgerichts eine Befristung der Leistungen im Falle der 
Schulassistenz während der Zeit der Schulpflicht nicht mehr zulässig sein dürfte (wobei manche 
Kostenträger hartnäckig auf der Befristung der Leistungen beharren), besteht unabhängig davon 
immer das Problem, dass die vom Leistungserbringer eingesetzten Assistenzkräfte ihre vertraglich 
geschuldete Arbeitsleistung während der Ferien nicht erbringen können. Es gibt Leistungserbringer, 
die diesem Problem damit begegnen wollen, dass sie die Arbeitsverträge mit den Assistenzkräften 
befristen, um sich jedenfalls während der Sommerferien die Weiterbeschäftigung ihrer 
Arbeitnehmer*innen zu ersparen. Bei dieser Vorgehensweise ist Vorsicht geboten, da möglicherweise 
gegen arbeitsrechtliche Vorschriften verstoßen wird. 
  
Denn die Befristung von Arbeitsverhältnissen ist nach § 14 Teilzeit- und Befristungsgesetz nur unter 
bestimmten Voraussetzungen zulässig. Insbesondere häufig befristete Arbeitsverträge (sog. 
Kettenbefristungen) ohne sachlichen Grund können rechtsmissbräuchlich sein. Dazu gibt es bereits 
Rechtsprechung, die zunehmend strengere Bedingungen an die Befristung von Arbeitsverhältnissen 
stellt. Es kommt zwar immer auf den Sachverhalt und die jeweilige Vertragsgestaltung an; jedoch 
spricht vieles dafür, dass die Rechtsprechung z. B. des BAG auf die Konstellation in der Schulassistenz 
Anwendung findet, mit der Konsequenz, dass Kettenbefristungen gerichtlich angreifbar sind. Daher 
wird empfohlen, vorrangig die Möglichkeit unbefristeter Arbeitsverhältnisse zu prüfen. Andere 
Leistungserbringer berichten, dass sie ihre unbefristet angestellten Schulassistenzkräfte in den 
Ferienzeiten in anderen Angeboten der Eingliederungshilfe einsetzen und/oder Arbeitszeitkonten 
vereinbaren, im Rahmen derer die in den Ferien nicht geleisteten Arbeitsstunden während der 
Schulzeit ausgeglichen werden. Dass der vertraglich geschuldete Urlaub in den Ferienzeiten zu nehmen 
ist, kann aus unserer Sicht als dringender betrieblicher Belang nach § 7 Abs. 1 BUrlG zulässig vereinbart 
werden. Wichtig ist, dass es im Arbeitsvertrag entsprechende Regelungen gibt! 
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Die Befristung von Arbeitsverträgen bei der Schulassistenz kann sich auch auf das Verhältnis zum 
Leistungsträger und die Vergütung der Schulassistenzleistungen auswirken. In einem Schiedsverfahren 
vor der Schiedsstelle SGB IX in Brandenburg wurde ein Fall verhandelt, in dem der Leistungserbringer 
die Schulassistenz betreffenden Arbeitsverträge regelmäßig entsprechend den 
Bewilligungsbescheiden, jedenfalls aber bis zum Ende des Schuljahres befristete. In den 
Vergütungsverhandlungen wurden bei der Kalkulation bei der Nettojahresarbeitszeit jedoch auch die  
Sommerferien mitberücksichtigt. Nach einhelliger Meinung der Schiedsstelle ist dies nicht zulässig. 
Leistungserbringer sollten also darauf achten, dass die arbeitsvertraglichen Regelungen mit den 
kalkulierten Personalkosten übereinstimmen. 

10. Empfehlungen zur Gestaltung von Nutzerverträgen  

Es sind Nutzerverträge mit den Rechtsvertretungen des Kindes, Jugendlichen etc. zu schließen. Inhalte 
müssen sich u.a. beziehen auf Leistungen und Leistungsausschlüsse, Nutzerverträge müssen sich 
zwingend auf die Inhalte der Leistungsvereinbarung beziehen. In den Nutzerverträgen sind Regelungen 
zur Abwesenheit, ggf. zur einfachsten medizinischen Behandlungspflege inkl. Regelungen zur 
ärztlichen Verordnung sowie zum Haftungsausschluss, zur Vergütung sowie Entgelterhöhung, zur 
Dauer und zu den Regeln der Beendigung der Vereinbarung zu treffen.  
 
Ausblick: Der anstehende Rechtsanspruch auf eine Ganztagsbeschulung erfordert eine Prüfung der 
Leistungsstruktur bzw. Leistungsinhalte, eine Vergütungsanpassung, und hat Auswirkungen auf 
weitere leistungsrechtliche, vergütungsrelevante sowie und arbeits- und nutzervertragliche 
Regelungen.  
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Anlagen 

Anlage 1  Bestandsanalyse zur Schulassistenz in Brandenburg 
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Disclaimer 
Die vorliegende Handreichung enthält Informationen, die das Autor*innenteam mit bestem Wissen 
und Gewissen zusammengetragen hat. Das Autor*innenteam übernimmt keine Gewähr für die 
Richtigkeit, Vollständigkeit oder Aktualität der in dieser Handreichung enthaltenen Informationen. Die 
bereitgestellten Informationen stellen weder eine Rechtsberatung dar, da sie keine rechtlichen Fragen 
oder Probleme behandeln, die im individuellen Fall auftreten können noch stellen sie eine 
Finanzberatung dar. Vielmehr sind sie allgemeiner Natur und dienen ausschließlich zu 
Informationszwecken.  
 
Zudem enthält die Handreichung Links zu Webseiten Dritter. Diese Links werden ebenfalls 
ausschließlich zu Informationszwecken bereitgestellt. Ein Link zu einer Webseite stellt keine 
Zustimmung, Billigung oder Empfehlung dieser Webseite durch das Autor*innenteam dar. Daher 
übernehmen wir keine Verantwortung für die Richtigkeit, Vollständigkeit oder Rechtmäßigkeit des 
Inhalts dieser verlinkten Webseiten sowie für eventuelle Schäden, die möglicherweise aus der 
Nutzung der Inhalte dieser Webseiten resultieren könnten.  
 
Wir respektieren das geistige Eigentum anderer und erwarten dasselbe von unseren Nutzer*innen. 
Sollten Sie der Meinung sein, dass in unserer Handreichung Inhalte veröffentlicht wurden, die Ihre 
Urheberrechte verletzen, wenden Sie sich bitte an uns unter Angabe konkreter Informationen. Nach 
erfolgter Prüfung werden wir die betreffenden Inhalte entfernen oder anpassen, sofern ein 
berechtigter Anspruch nachweislich besteht. 
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Link Verzeichnis 
 

1 https://www.bmbfsfj.bund.de/resource/blob/93140/78b9572c1bffdda3345d8d393acbbfe8/uebereinkommen-
ueber-die-rechte-des-kindes-data.pdf 

2 https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsschutz/datenbanken/datenbank-fuer-
menschenrechte-und-behinderung/detail/artikel-24-un-brk 

3 https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_8/ 

4 https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/index.html#BJNR323410016BJNE011403126 

5 https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__112.html 

6 https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__113.html 

7 https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_9_2018/__78.html 

8 https://bravors.brandenburg.de/gesetze/bbgschulg 

9 https://bravors.brandenburg.de/verordnungen/sopv 

10 https://bravors.brandenburg.de/verwaltungsvorschriften/vvsopv 

11 https://bravors.brandenburg.de/de/verwaltungsvorschriften-216523 

12 https://umsetzungsbegleitung-bthg.de/w/files/umsetzungsstand/rahmenvertrag-nach-c-131-sgb-
ix_20.10.2023_komplett.pdf 

13 https://www.bsg.bund.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2023/2023_05_17_B_08_SO_12_22_R.html 

14 https://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/bssh/document/NJRE001586596 

15 https://www.bsg.bund.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2019/2019_07_18_B_08_SO_02_18_R.html 

16 https://www.bsg.bund.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2021/2021_01_28_B_08_SO_09_19_R.html 

17 https://gerichtsentscheidungen.brandenburg.de/gerichtsentscheidung/22694 

18 https://www.g-ba.de/downloads/62-492-3999/HKP-RL_2025-10-16_iK-2025-12-12.pdf 

19 https://openjur.de/u/330615.html 

20 https://www.deutscher-verein.de/empfehlungen-stellungnahmen/detail/empfehlungen-des-deutschen-
vereins-von-der-schulbegleitung-zur-schulassistenz-in-einem-inklusiven-schulsystem/ 

 
 

 



SCHULASSISTENZ: 
BESTANDSANALYSE DER 
LEISTUNGSERBRINGER IN 
BRANDENBURG SGB IX UND SGB 
VIII

18. Februar 2026

Anzahl der Leistungsberechtigten

Leistungsberechtigte nach SGB IX § 112 Teilhabe an Bildung

Gesamt: 455

Leistungsberechtigte nach SGB IX § 113 Soziale Teilhabe 
(i.V.m. § 78)

Gesamt: 108

Leistungsberechtigte nach SGB VIII § 35a

Gesamt: 201

Anzahl der Leistungsberechtigten nach Ort

Summe
in der 

Förderschule
in der 

Regelschulein der KitaSGB IX

53425618494

48%34%18%

Summein der Förderschule
in der 

Regelschule
in der 
KitaSGB VIII

1982516013

12%81%7%
in der Kita in der Regelschule

in der Förderschule

12%

81%

7%

in der Kita in der Regelschule in der Förderschule

48%

18%

34%

Leistungs-und Vergütungsvereinbarung SGB IX (LVV)

Sie haben

Leistungs-und Vergütungsvereinbarung SGB VIII (LVV)

Sie haben

Vergütung: Sie haben in den LV und VV nach SGB IX…

Vergütung: Sie haben in den LV und VV nach SGB VIII…

1 2

3 4

5 6



Arbeitszeit in der Vergütungsvereinbarung
SGB IX

Bruttoarbeitszeit pro 
VK pro Jahr in 

Stunden 

Jahresarbeitszeit pro VK direkt am Kind 
ohne indirekte Zeiten pro Jahr in 

Stunden

Nettoarbeitszeit pro VK abzüglich 
Urlaub Krankheit FB pro Jahr in 

Stunden 

2.0241.4731.616

2.9201.4441.576

1.5921.3261.560

1.5921.5921.560

1.9581.3141.533

1.5761.5281.528

1.5761.5281.528

2.0081.5201.520

2.8491.4891.489

Arbeitszeit in der Vergütungsvereinbarung
SGB VIII 

Bruttoarbeitszeit pro VK 
pro Jahr in Stunden 

Jahresarbeitszeit pro VK 
direkt am Kind ohne 

indirekte Zeiten pro Jahr 
in Stunden

Nettoarbeitszeit pro VK 
abzüglich Urlaub Krankheit 

FB pro Jahr in Stunden 
1.6961.3121.640
2.0881.640
2.9201.4441.576
2.0081.5201.520
1.5441.5441.514
1.7681.1781.473
2.8491.2001.289
1.9581.2331.233

SGB IX und SGB  VIII
Personaleckpunkte in der Vergütungsvereinbarung (1)

Anzahl 
KrankheitstageSGB XI

22
19
19
18
16
16
16
15
15
15

Anzahl 
KrankheitstageSGB VIII

22

19

19

18

16

16

15

13

SGB IX und SGB VIII
Personaleckpunkte in der Vergütungsvereinbarung (2)

Anzahl 
FortbildungstageSGB XI

5
5
5
5
4
4
4
4
3
3

Anzahl 
FortbildungstageSGB VIII

5

5

5

5

4

4

4

4

Gibt es eine Unterscheidung zwischen Fachkraft 
und Nichtfachkraft bei den Fortbildungstagen? 

Haben Sie eine Absageregelung in der LVV?

bei vorübergehender Nichtinanspruchnahme der Leistung von Ort aufgrund von 
unvorhersehbaren und nicht planbaren Ausfällen (z.B. akuter Krankheitsfall) informiert der 
Leistungserbringer binnen 24 Stunden den örtlichen Träger der Eingliederungshilfe, in 
elektronischer Form mit Angabe des Grundes und der geplanten Fachleistungsstunden. Die 24 
Stunden treffen nicht zu bei Feiertagen, Samstagen und Sonntagen. [....] Die vereinbarte 
Vergütung wird in Höhe von 50 Prozent der geplanten FLS übernommen, sofern die Gründe 
nicht vom Leistungserbringer zu vertreten sind oder die Ausfallzeit durch Abstimmung mit den 
Beteiligten im Vorfeld hätte vermieden werden können. [...]
Spätestes nach drei fehlkontakten innerhalb eines Quartals stimmt sich der Leistungserbringer 
mit dem Fallmanagement des Trägers der Eingliederungshilfe über die Fortbildung der 
Leistungsbewährung ab. 

§18 Landesrahmenvertrag Brandenburg 

2 Tage werden vergütet 

2 aufeinanderfolgende Tage - 100% Vergütung / 3. bis 10. Fehltag - 40% Vergütung 

kurzfristige Absage >24h, bis zu 3 Tagen bei vorgeplantem Einsatz. Abrechnung wie geplant, 
sofern kein Vertretungseinsatz der Assistenzkraft zu ermöglichen ist 

erste Tag Klient krank volle Abrechnung, ansonsten 31 Krankentage Klient pro Kalenderjahr bei 
voller Abrechnung 

unvorhersehbarer Ausfalltag 

Wenn ja, welche Absageregelung haben Sie?

7 8

9 10

11 12



Haben Sie eine Absageregelung in der LVV?
Wenn ja, welche Absageregelung haben Sie?

bei vorübergehender Nichtinanspruchnahme der Leistung von Ort aufgrund von unvorhersehbaren und nicht planbaren 
Ausfällen (z.B. akuter Krankheitsfall) informiert der Leistungserbringer binnen 24 Stunden den örtlichen Träger der 
Eingliederungshilfe, in elektronischer Form mit Angabe des Grundes und der geplanten Fachleistungsstunden. Die 24 
Stunden treffen nicht zu bei Feiertagen, Samstagen und Sonntagen. [....] Die vereinbarte Vergütung wird in Höhe von 50 
Prozent der geplanten FLS übernommen, sofern die Gründe nicht vom Leistungserbringer zu vertreten sind oder die 
Ausfallzeit durch Abstimmung mit den Beteiligten im Vorfeld hätte vermieden Werden können. [...]
Spätestens nach drei fehlkontakten innerhalb eines Quartals stimmt sich der Leistungserbringer mit dem Fallmanagement 
des Träger der Eingliederungshilfe über die Fortführung der Leistung ab. 

§18 Landesrahmenvertrag Brandenburg 

kurzfristige Absage 24h, dürfen für max. 3 aufeinanderfolgende Tage wie geplant abgerechnet werden, sofern kein 
Vertretungseinsatz zu realisieren ist 

erster Tag Klient krank bis zu 10x pro Jahr (SPN)
25 Krankentage pro Schuljahr (CB) 

Bei Krankheit des Kindes werden bis zu 30 Tagen  die direkte tägl. Zeit bezahlt 

monatlich 5h wenn innerhalb von 12h die Abmeldung für die Begleitung erfolgt 

bei Krankheit, Kur und Rehabilitationsmaßnahmen des Kindes wird das Entgelt längstens für 30 Fehltage im 
Kalenderjahr/Schuljahr weiter berechnet 

Gibt es einen Auslastungsgrad in der LVV?

Wenn ja, wie hoch ist der Auslastungsgrad in %? 85,5% für das Jahr 2025 

SGB IX SGB VIII

Gibt es Wegezeiten in der LVV?

• Wegezeiten sind in der 
indirekten Zeit enthalten 

SGB IX SGB VIII

• Über die 15% indirekte Leistung

Wie ist Ihr aktueller Personalmix von Fachkräften und Nichtfachkräften?

SGB IX SGB VIII
Köpfe 

Nichtfachkraft in 
%

Köpfe 
Fachkraft

in %

56%44%

67%33%

0%100%

33%67%

77%23%

67%33%

95%5%

94%6%

100%0%

Köpfe 
Nichtfachkraft in 

%

Köpfe 
Fachkraft

in %

56%44%

0%100%

14%86%

25%75%

17%83%

0%100%

78%22%

0%100%

58%42%

Wie ist der Stellenumfang beim Personal in Köpfen? (1/2)

Vollzeit
unter 38,5 
Stunden

unter 30 
Stunden

unter 20 
StundenMinijob

0%66%29%3%1%Prozentualer Anteil

SGB IX

Vollzeit
unter 38,5 
Stunden

unter 30 
Stunden

unter 20 
StundenMinijob

7%62%28%2%0%Prozentualer Anteil

SGB VIII

Welche Berufsgruppen werden als 
Fachkräfte anerkannt (SGB IX)?

Sonstiges: Altenpfleger*innen, Ergotherapeut*innen, Kinderkrankenschwester, 
Krankenschwester/-pfleger*innen, Physiotherapeut*innen, Musiktherapeut*innen, 
Lehrer*innen, Sozialarbeiter*innen

13 14

15 16

17 18



Welche Berufsgruppen werden als 
Fachkräfte anerkannt (SGB VIII)?

Sonstiges: Altenpfleger*innen, Kinderkrankenschwester mit Anerkennung in diesem 
Bereich, Lehrer*innen, Sozialarbeiter*innen, Pflegefachmann, Erzieher aktuell in 
Abklärung, Krankenpfleger*innen

Welche Berufsgruppen setzen Sie aktuell ein?

Sonstiges: Altenpfleger*innen, Kinderkrankenschwester, Krankenschwester/-
pfleger*innen, Physiotherapeut*innen, Musiktherapeut*innen, Lehrer*innen, 
Sozialarbeiter*innen, Fliesenleger*in, Friseur*in, Bauhelfer*in, 
Bürokauffrau/Bürokaufmann, Betreuungsassistent*in

SGB IX

SGB VIII
Welche Berufsgruppen setzen Sie aktuell ein?

Sonstiges: Altenpfleger*innen, Kinderkrankenschwester, Lehrer*innen, 
Sozialarbeiter*innen, Pflegefachmann, Kosmetikerin (ohne Berufsabschluss)

Sonstiges: Altenpfleger*innen, Kinderkrankenschwester, Lehrer*innen, 
Sozialarbeiter*innen, Pflegefachmann, Kosmetikerin (ohne Berufsabschluss), 
Krankenpfleger*innen

SGB VIII
Welche Berufsgruppen setzen Sie aktuell ein?

Haben Sie eigene Fahrzeuge?

Pauschale Fahrkosten in der LV je FLS

Wenn ja, wie sind diese finanziert?

SGB IX SGB VIII

SGB IX
Wer hat ein Diensthandy?

Sonstiges: 
nur die MA an externen Bildungseinrichtungen

19 20

21 22

23 24



SGB VIII
Wer hat ein Diensthandy?

Sonstiges: Koordinatorinnen

SGB IX Wer hat Tablets?

Sonstiges: 
Notebooks (Leitung & direkte Verwaltung)

SGB VIII Wer hat Tablets?

Sonstiges: Notebooks

SGB IX
Gibt es die Möglichkeit der elektronischen 
Dokumentation?

SGB VIII
Gibt es die Möglichkeit der elektronischen 
Dokumentation?

25 26

27 28

29
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Vereinbarung über die Zusammenarbeit der 
Teilhabeassistenz und der Schule 

 
abgeschlossen zwischen der 

  

Schule 
 

und dem 
 

Familienentlastenden Dienst des 

 Deutschen Roten Kreuz Kreisverband Fläming-Spreewald e.V 
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1. Präambel 
 
2. Vereinbarung 

 
3. Aufnahme der Tätigkeit an der Schule 

 
4. Einführungsgespräch 

 
5. Reflexionsgespräch 

 
6. Weisungsbefugnis 

 
7. Hausordnung 

 
8. Pausen 

 
9. Krankheit 

 
10. Konflikte 

 
11. Gespräche auf Leitungsebene 

 
12. Inhalte und Aufgaben des Teilhabeassistenz 

 
 
 
 
 
 
 
Diese Vereinbarung wurde von der Schulleitung und dem Träger gemeinsam erarbeitet. Sie 
wurde am _____________ von der Schulkonferenz der Schule beschlossen und tritt mit 
heutigem Tage in Kraft.  
 
Luckenwalde, den  
 
 
Unterschrift       Unterschrift    
Schulleitung       Leitung FeD                        
 

………………..                 …………………  
 

 
 

 
 


